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Präsident Obama und der demokratisch geführte Kongress wollen große 

Bereiche der amerikanischen Gesellschaft reformieren: Dazu zählen u.a. das 

Gesundheitswesen, die Alterssicherung, die Energie- und Klimapolitik und die 

Infrastruktur. Die US-Finanzmarktreformen, einschließlich der jüngsten Vorschläge 

von Obama, stehen im Zusammenhang mit den internationalen Reformbemühun-

gen zur Stärkung der Finanzmarktstabilität; sie können daher nicht isoliert mit 

Blick auf die USA, sondern sinnvoll nur im Kontext der G20-Koordinierung bewer-

tet werden. 

In der Gesundheitspolitik wird eine Jahrhundertreform angestrebt. Der Kreis 

der Krankenversicherten soll durch die Einführung einer Versicherungspflicht in 

Verbindung mit Transferzahlungen erheblich ausgeweitet werden. Zugleich sollen 

erstmals Bremsen für die Kostenentwicklung in den Krankenversicherungen für 

Alte eingeführt werden. Der Versicherungsmarkt wird grundlegend reformiert. 

Obamas zentrales Vorhaben ist heiß umstritten. Schwachpunkte der vorliegenden 

Gesetzentwürfe zeigen sich bei der Finanzierung sowie in der Kostenkontrolle. 

Obama plant zudem eine Stärkung der Altersvorsorge. Dazu sieht er eine 

Ausweitung der zusätzlichen individuellen und betrieblichen Altersversorgung vor. 

Zudem wird eine Korrektur an der Bundesrentenversicherung im Hinblick auf die 

dauerhafte Tragfähigkeit erforderlich werden. 

In der Klima- und Energiepolitik ist für das Frühjahr 2010 der Durchbruch in 

der Gesetzgebung geplant. Ein landesweiter Emissionshandel soll eingeführt, 

die Förderung erneuerbarer Energien sowie der Kohlenstoffabscheidung und  

-speicherung in der Kohleverstromung auf den Weg gebracht und der Klimaschutz 

im Verkehrs- und Gebäudebereich verstärkt werden. Die Klimaagenda Obamas 

steht politisch auf der Kippe. Sie ist jedoch zentral für die Wiederbelebung der 

Wachstumskräfte in den USA. 

Die Infrastruktur ist ein Engpass für die wirtschaftliche Entwicklung gewor-

den. Eine integrierte Infrastrukturpolitik hätte erhebliche Vorteile, steckt aber noch 

in den Anfängen. Insbesondere die Verkehrsinfrastruktur muss modernisiert und 

auf das demografische Wachstum ausgerichtet werden. Erweiterungsinvestitionen 

im Verkehrswegebau sind unumgänglich. In der Wasserwirtschaft sind hohe Erhal-

tungsinvestitionen erforderlich. Die sehr schwierige Haushaltslage könnte zu ei-

nem echten Hindernis für die Finanzierung gesetzlicher Weichenstellungen wer-

den. Eine stärkere Nutzerfinanzierung könnte jedoch den Weg weisen. 

Die genannten, grundlegenden Reformen würden die Wachstumsperspekti-

ven verbessern und den sozialen Ausgleich stärken. Nach dem jüngsten Verlust 

der qualifizierten Mehrheit im Senat sind die Erfolgsaussichten jedoch unklar.  

*An den Recherchen zu dieser Studie waren im Laufe vieler Monate Anne Feldhusen und Sebastian 

Kubsch beteiligt. Amy Medearis-Houpt und Eric Heymann haben kommentiert. Zudem möchte ich mich 

bei über 30 Personen in den USA aus Regierung, Kongress, Haushaltsbüro, Think Tanks und anderen 

Einrichtungen für Interviews bedanken. 
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Große Strukturreformen geplant 

Typische Ausgangslage: tiefe Krise 

der Wirtschaft 

Obama ist Agenda treu geblieben: 

Gesundheitsreform hat Vorrang 

Klima- und Energiepolitik sowie  

Infrastruktur wichtig für Wachs-

tumskräfte 

Politische Lage 

Die USA stehen nicht nur inmitten der tiefsten Wirtschaftskrise seit 

den dreißiger Jahren
1
, sondern zugleich am Anfang umfangreicher 

Strukturreformen im Gesundheitswesen und der Energiewirtschaft. 

Zudem sind mehrere Kurskorrekturen mittlerer Reichweite in einigen 

anderen Politikfeldern geplant: Dazu zählen die Alterssicherung, die 

Infrastruktur, v.a. das Verkehrswesen, das Steuersystem, das Bil-

dungswesen, die Einwanderungspolitik und das Regelwerk für in-

dustrielle Beziehungen. Ähnlich wie andere OECD-Länder beginnen 

solche gravierenden Veränderungen oft inmitten einer Wirtschafts-

krise, sind geprägt durch anfänglich hohe Haushaltsdefizite sowie 

umfassende Konsolidierungsprogramme und ein straffes Manage-

ment der Politik durch eine starke Exekutive, gepaart mit klaren 

Mehrheitsverhältnissen in der Legislative.
2
 Die Agenda Obamas ist 

somit vergleichbar mit Reformvorhaben etwa im Vereinigten König-

reich und in Neuseeland Anfang der achtziger Jahre, mit Schweden 

und Finnland in den frühen neunziger Jahren oder mit Deutschland 

in den Jahren 2003/2004. Obamas Aussage, eine Regierung müsse 

mehr als ein Problem zur gegebenen Zeit lösen können, wird somit 

sicherlich einem Praxistest unterworfen. 

Präsident Obama ist bislang ganz weitgehend seiner Wahlkampf-

agenda treu geblieben und arbeitet mit dem Kongress an der Um-

setzung verschiedener Reformvorhaben. Die wichtigste Reform 

betrifft das Gesundheitswesen – ein großer Kreis von bislang nicht 

versicherten Amerikanern soll in das System einbezogen werden, 

die Kostenkontrolle verbessert und die Qualität der medizinischen 

Leistungen erhöht werden. Darüber hinaus soll im sozialen Bereich 

auch die Alterssicherung auf breitere und festere Füße gestellt wer-

den. Für die mittelfristige Belebung des wirtschaftlichen Wachstums 

sind zudem die Klima- und Infrastrukturpolitik von großer Bedeu-

tung. Mit der Klimapolitik könnten langfristige Investitionsanreize für 

die Umstellung auf die kohlenstoffarme Energieversorgung und In-

dustrieproduktion, den emissionsarmen Verkehr und eine energie-

schonende Lebensweise gesetzt werden. Mit der Infrastrukturpolitik 

müssten nicht nur gravierende Lücken in der derzeitigen Versorgung 

v.a. im Straßen- und Schienenverkehr geschlossen, sondern auch 

die Weichen für nachhaltige Wachstumschancen im Zeichen einer 

stark wachsenden Bevölkerung v.a. im Süden der USA gestellt wer-

den. Offenkundig sind in beiden Politikbereichen sowohl hohe öf-

fentliche wie hohe private Investitionen erforderlich, die auf noch zu 

schaffenden guten gesetzlichen Rahmenbedingungen fußen müss-

ten.  

In diesem Beitrag werden vier Felder untersucht: das grundsätzliche 

Vorhaben zur Gesundheitsreform, die Vorschläge zur Alterssiche-

rung, die Klimapolitik und die Infrastrukturpolitik. Die Agendapunkte 

Bildung, Arbeitnehmerthemen, Steuerpolitik und andere werden 

später abgehandelt werden. Der Gesundheitsreform wird zudem in 

Kürze ein Sonderbeitrag gewidmet. 

 

                                                      
1
  Siehe zur Stabilisierung der Wirtschaft in der Krise Deutsch (2009) sowie Wessel 

(2009) und Ross Sorkin (2009). 
2
  Zu solchen Reformepisoden siehe u.a. Becker et. al. (2008) und Wagschal (2006). 
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Gesundheitssystem zu teuer; Ergeb-

nisse zu schlecht 

Unterversicherung großes Problem 

Gesetzgebung steht vor Abschluss 

Kostenexplosion der letzten Jahr-

zehnte 

Gesundheitsreform 

„I am not the first President to take up this cause, but I am 

determined to be the last.”
3
 

Für die Politiker in der demokratischen Partei und die liberale politi-

sche Strömung in Amerika spielt kaum ein soziales Thema eine 

größere Rolle als die Reform des Gesundheitssystems. Bereits sie-

ben Anläufe hat es in den letzten hundert Jahren gegeben, ein alle 

Bevölkerungskreise umfassendes, kostengünstiges und leistungs-

starkes Gesundheitssystem zu schaffen.
4
 Die letzte grundlegende 

Reform erfolgte 1965 unter Präsident Johnson. Einige inkrementale 

Schritte zur besseren Organisation der Anbieterseite durch HMOs 

(„Health Maintenance Organizations“) und anderen Einrichtungen 

erfolgte in den 80er Jahren. Der letzte Anlauf für eine grundlegende 

Reform scheiterte 1993/94 in der Präsidentschaft von Bill Clinton. 

2006 erfolgte eine erhebliche Ausweitung des Leistungskatalogs in 

puncto verschreibungspflichtige Medikamente der öffentlichen Kran-

kenversicherung für Senioren. Insgesamt jedoch verschlechterten 

sich die Verhältnisse im US-Gesundheitssystem erheblich, insbe-

sondere die Kostenbelastung und die Unterversicherung. 

Bereits im Wahlkampf von Barack Obama sowie direkt nach Amts-

antritt ließ der neue Präsident keinen Zweifel daran, dass die Re-

form des Gesundheitswesens die zentrale Aufgabe in seiner ersten 

Amtszeit werden solle. Obama und der Kongress haben bislang 

Kurs gehalten. Die monatelangen Beratungen kulminierten in sehr 

ähnlichen Gesetzen beider Kammern zum Jahresende, die beide 

fast alle wesentlichen Punkte aus Obamas Wahlkampf beinhalten. 

Am 7. November verabschiedete das Repräsentantenhaus mit 220 

zu 215 Stimmen ein Gesetz. Und der Senat zog nach schwierigen 

Verhandlungen über Monate am 24. Dezember mit genau 60 Stim-

men, also der Drei-Fünftel-Mehrheit, mit der eine prozedurale Blo-

ckade durch die Opposition verhindert werden kann, nach. Anfang 

Januar dieses Jahres beschlossen die Spitzen beider Kammern in 

einem Treffen mit dem Präsidenten und dem Vizepräsidenten, das 

übliche Verfahren der Einigung auf eine Version beider Kammern 

(„conference“) zu umgehen und seitens des Repräsentantenhauses 

eine konsolidierte Version auf Basis des Senatsentwurfs auszuar-

beiten, die von beiden Kammern dann akzeptiert und Obama bald 

zur Unterschrift vorgelegt werden könnte. Durch den Ausgang der  

Nachwahlen für den Senatssitz des verstorbenen Ted Kennedy in 

Massachusetts fehlt nun jedoch die qualifizierte Stimmenmehrheit 

im Senat. Der Fortgang ist somit offen. 

Das Gesundheitssystem der Vereinigten Staaten ist ein sehr  

kompliziertes, vielschichtiges Gebilde.
5
 Jährlich werden über 

USD 2,5 Bill. bewegt. Der Anteil der Gesundheitsausgaben liegt 

derzeit bei 18% des BIP und damit weit über dem Schnitt der 

OECD. Ohne Reformen dürften die Ausgaben auf 34% des BIP im 

Jahr 2040 ansteigen, was eindeutig untragbar wäre. Die Ausgaben 

liegen sowohl absolut als auch pro Kopf an der Spitze aller Länder, 

und die Zuwachsraten seit 1980 lagen sowohl im öffentlichen wie im 

privaten Bereich ebenfalls über dem OECD-Schnitt. Das System ist 

                                                      
3
  Rede von Präsident Obama zur Gesundheitsvorsorge vor der gemeinsamen Ple-

narsitzung beider Kammern des Kongresses am 9. September 2009. 
4
  Zur Geschichte der Gesundheitsreformen in den USA siehe z.B. Mechanic (2006) 

und Daschle et al. (2008).  
5
  Es mangelt nicht an Bestandsaufnahmen der Probleme, siehe z.B. CEA (2009), 

OECD (2008), Fuchs und Emanuel (2006, 2005), Reinhardt et al. (2004) und im 

deutsch-amerikanischen Vergleich Stolpe (2007). 
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Stark organisierte Anbieter treffen auf 

schwach organisierte Nachfrage 

Hohe Verwaltungskosten belasten 

Budgetierung fehlt bislang in öffentli-

chen Zweigen 

Erosion des betrieblichen Systems 

Zu viele Amerikaner nicht versichert 

Reform mit drei Zielen: 

Ausweitung des Versichertenkreises, 

Kostenkontrolle, 

Qualität 

Versicherungspflicht ab 2014 

etwa zur Hälfte durch öffentliche, umlage- bzw. steuerfinanzierte 

Krankenversicherungssysteme (v.a. Medicare für Senioren, 

Medicaid für Arme und SCHIP  State Children‘s Health Insurance 

Program für Kinder) und zur anderen Hälfte durch einen privaten 

Krankenversicherungsmarkt geprägt. Sechzig Prozent der Amerika-

ner unter 65 Jahren sind über eine vom Arbeitgeber bereitgestellte 

Krankenversicherung versichert; 13% nehmen an Medicaid teil, je 

3% an Medicare und dem Militärgesundheitsdienst, 6% sind indivi-

duell privat versichert und 16% nicht versichert. 

Generell ist das System durch eine überdurchschnittliche Markt-

macht und Lobbyingstärke der Anbieter (Ärzte, Krankenhäuser, 

Pharmaunternehmen) sowie durch Engpässe bei den Kapazitäten 

gekennzeichnet, der eine besonders weiche Steuerung der Nach-

frage zu wenig entgegensetzen konnte. Entsprechend hoch sind 

Preise und Kosten. Die extrem komplexe Organisation des Systems 

wiederum zieht sehr hohe Verwaltungskosten von fast einem Drittel 

der Gesamtausgaben nach sich. Leider sind trotz der hohen Ausga-

ben die typischen Indikatoren für die Volksgesundheit mittelmäßig, 

mit negativem Trend. 

In den öffentlichen Systemelementen (Medicare, Medicaid für Arme 

und SCHIP) fehlt es an einer wirksamen budgetären Steuerung; 

zudem sind die Erstattungsregeln und Anreizstrukturen für Leis-

tungserbringer und Anbieter ungünstig gestaltet. Im privaten Markt 

spielen hohe öffentliche Steuersubventionen zugunsten von Be-

triebsleistungen eine wichtige Rolle, während nicht subventionierte 

individuelle Versicherungen vergleichsweise teuer sind. Die hohen 

Kosten haben zudem zu einer Erosion der arbeitgeberseitigen Ver-

sicherung vor allem im Mittelstand geführt; viele Unternehmen bie-

ten keinen Versicherungsschutz mehr an bzw. reduzieren den Leis-

tungskatalog. Zudem lässt die Regulierung bislang den Ausschluss 

großer Bevölkerungskreise vom Versicherungsangebot zu, insbe-

sondere bei vorliegenden Erkrankungen, da keine Versicherungs-

pflicht existiert. Darüber hinaus führt die Nichtversicherung einer 

großen Anzahl von Amerikanern dazu, dass Kosten für Notfallbe-

handlungen in Krankenhäusern auf Steuerzahler überwälzt werden. 

Die Stoßrichtung der Reform besteht daher in der Ausweitung des 

Versichertenkreises auf nahezu alle Bevölkerungsgruppen sowie 

der Beseitigung von Versicherungsbarrieren, in der drastischen 

Steigerung der Kosteneffizienz des Systems und in der Verbesse-

rung der medizinischen Ergebnisse bzw. der Qualität der Versor-

gung. Generell wird diese Stoßrichtung auch erstmals von allen 

relevanten Interessengruppen geteilt. Arbeitgeber, die Ärzteschaft, 

die Krankenhäuser und die Krankenversicherungsunternehmen 

konnten sich nicht mehr gegen eine grundlegende Reform positio-

nieren. In der Vergangenheit hatten diese Gruppen bereits mehrfach 

Reformen blockieren können.  

Strittig sind natürlich die Wege und Instrumente der Reform im Ein-

zelnen, aber darüber hat sich der Kongress mittlerweile einigen 

können. Obama und der Kongress werden den Versicherungsschutz 

auf fast alle Kinder und auf den Löwenanteil der Erwachsenen aus-

weiten.
6
 Bereits im Konjunkturpaket wurden Maßnahmen ergriffen, 

die eine erhebliche Ausweitung des Versicherungsschutzes auf die 

7 Millionen nicht versicherten Kinder erreichen sollen. Für die rund 

40 Millionen dauerhaft nicht-versicherten Erwachsenen (sowie für 

weitere 20-30 Millionen temporär durch Arbeitslosigkeit aus dem 

Versicherungsschutz fallenden Arbeitnehmer) wird durch die Ge-

                                                      
6
  Democratic Policy Committee (2009). 
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Zuschüsse an viele Familien  

vorgesehen 

Neue Regulierung des Krankenversi-

cherungsmarktes enthalten 

Finanzierung der Mehrausgaben 

durch neue Steuern bzw. Abgaben 

Ausgabenanstieg um rund  

USD 90 Mrd. p.a., aber Budget soll 

per Saldo leicht entlastet werden 

Versichertenquote würde auf über 

90% ansteigen 

sundheitsgesetzgebung ab 2014 eine Versicherungspflicht einge-

führt. Durch degressiv gestaffelte Transferzahlungen an Bevölke-

rungsgruppen, deren Einkommen bis zum Vierfachen oberhalb der 

Armutsgrenze liegt (für eine vierköpfige Familie liegt dies dann bei 

USD 88.000), soll der Erwerb von Krankenversicherungen gefördert 

und damit ermöglicht werden. Dies soll in der Regel durch arbeitge-

berfinanzierte Verträge erfolgen, ggf. auch durch individuelle Verträ-

ge. Gelingt dies dennoch nicht, stellt die öffentliche Hand Angebote 

sicher.  

Das Angebot von Krankenversicherungsschutz durch die Arbeitge-

ber wird weiterhin stark gefördert. Zudem wird der Zugang zu 

Medicaid geöffnet (bis zu 133% der Armutsgrenze). Der Versiche-

rungsmarkt soll generell durch eine staatlich organisierte Internet-

plattform transparent gemacht und wettbewerbsintensiver gestaltet 

werden. Der Ausschluss von Bürgern vom Versicherungsangebot 

aufgrund bestimmter gesundheitlicher Merkmale wird verboten. 

Überhaupt werden zahlreiche Regeln des Versicherungsmarktes 

zugunsten der Versicherungsnehmer geändert. Zudem werden die 

Anreizstrukturen für die Anbieterseite korrigiert sowie diverse Quali-

tätsprogramme gestärkt. Zusätzlich werden die Erstattungen für 

verschreibungspflichtige Medikamente von Senioren von hohen 

Eigenbeiträgen befreit. Finanziert werden die Mehrausgaben für 

neue Versicherte durch höhere Abgaben bzw. Steuern. Erstmals 

wird zudem ein Element der Budgetierung im öffentlichen System 

etabliert, das die Steigerungsraten der Ausgaben bei Medicare zu-

künftig limitieren würde.  

Die Mehrausgaben der Reform sollen USD 900 Mrd. über 10 Jahre 

nicht überschreiten. Die Version des Hauses würde den Rahmen 

knapp einhalten (USD 891 Mrd.), der Senat unterhalb der Vorgabe 

bleiben (USD 871 Mrd.). Insgesamt gesehen würde die Gesund-

heitsreform gemäß Senatsvorschlag – bei erheblichen Schätzunsi-

cherheiten – das Budget über 10 Jahre entlasten. Den Mehrausga-

ben für die Ausweitung des Versichertenkreises und die Subven-

tionszahlungen, für Medicaid und die Kinderversicherung SCHIP 

und den Steuermindereinnahmen von Unternehmen werden Ausga-

benkürzungen an anderer Stelle und Mehreinnahmen durch die 

Steuererhöhungen gegenüberstehen, die das Budget in 10-Jahres-

Rechnung laut CBO und JCT in der Senatsfassung vom 24. De-

zember um rund USD 132 Mrd. entlasten würden.
7
 Die ökonomi-

schen Wirkungen des Gesetzes des Repräsentantenhauses auf das 

Defizit wären fast identisch groß (USD 138 Mrd.).
8
 

Das Haushaltsbüro schätzt für die Senatsversion, dass rund 31 

Millionen nicht versicherte erwachsene Amerikaner bis 2019 ins 

System integriert werden und 23 Millionen noch außen vor bleiben, 

wovon ein Drittel illegale Einwanderer wären. Die Quote der versi-

cherten Amerikaner vor Erreichen des Seniorenalters von 65 Jahren 

stiege von 83% auf 92% an, bei Herausrechnen der Einwanderer 

auf 94%. Mit der Gesundheitsreform würde somit die Grundlage für 

eine nahezu universale Krankenversicherung in den USA gelegt. 

Zusammen mit der erstmaligen Einführung von Budgetierungsregeln 

für die Ausgaben im öffentlichen Zweig stellt dies die größte Reform 

                                                      
7
  CBO (2009d, 2009e). Die endgültigen Details lagen bei Redaktionsschluss noch 

nicht vor: Im Gesetz des Repräsentantenhauses ist eine Erhöhung des Einkom-

mensteuersatzes von gut Verdienenden vorgesehen, während in der Senatsfas-

sung eine Sonderabgabe auf existierende Krankenversicherungsverträge mit ho-

hem Leistungsumfang vorgesehen ist. Beide Finanzierungsmaßnahmen träfen ei-

ne ähnliche Klientel in etwa gleichem Umfang. 
8
  CBO (2009f). 
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Social Security als universale Bun-

desrentenversicherung mit modera-

ten Leistungen und progressivem 

Charakter 

des US-Gesundheitssystems seit 1965 dar. Schwer abzusehen 

bleibt jedoch, wie stark die Elemente der Kostenkontrolle und der 

Qualitätssteigerung greifen werden. 

Alterssicherung 

Die Alterssicherung in Amerika fußt auf der gesetzlichen Umlage-

versicherung (Social Security
9
) und wird durch freiwillige individuelle 

und betriebliche Vorsorge ergänzt. Während in der Rentenversiche-

rung nur moderater mittelfristiger Handlungsbedarf besteht
10

, sind 

viele betriebliche Rentenpläne wohl durch die Finanzkrise erneut in 

Schwierigkeiten gekommen. Zudem hat die dritte Säule der indivi-

duellen Alterssicherung unter den Wertverlusten auf den Aktien-

märkten gelitten. Die Obama-Administration möchte alle drei Säulen 

der Alterssicherung gleichwohl stärken. 

Die Bundesrentenversicherung 

Die Bundesrentenversicherung wurde 1935 gegründet und versi-

chert fast alle Arbeiter, Angestellte und Selbständige im Falle der 

Verrentung, der Arbeitsunfähigkeit und des Hinterbliebenenschut-

zes. Im Folgenden wird nur die Rentenversicherung skizziert. 

Die Rentenversicherung
11

 versichert derzeit 162 Millionen US-

Bürger – bzw. 96% der erwerbstätigen Bevölkerung  und zahlt An-

nuitäten an 34,5 Millionen Rentner. Die Leistungen werden auf der 

Grundlage des durchschnittlichen Lohns in der Phase der Erwerbs-

tätigkeit und eines progressiven Faktors zur Bestimmung des Versi-

cherungsbetrags bzw. der monatlichen Leistungen berechnet. Die 

Leistungen werden jährlich an den Lebenshaltungsindex angepasst. 

Die Regelaltersgrenze liegt bei 65 ½ Jahren, ein Großteil der Ameri-

kaner geht jedoch früher in Rente; dies ist ab dem 62. Lebensjahr 

möglich.  

Das Leistungsniveau ist moderat. Die Durchschnittsrente liegt bei 

USD 13.000. Die Lohnersatzrate liegt vor Steuern mit 45% im 

Durchschnitt unter dem OECD-Niveau von 59%. Anders als das 

deutsche Rentensystem ist die US-Versicherung nicht an Äquiva-

lenz, sondern an progressiver Verteilung orientiert. Arbeitnehmer mit 

geringem Einkommen erhalten deutlich höhere Ersatzleistungen als 

solche mit hohem Einkommen.
12

 Fast alle US-Rentner erhalten 

Leistungen aus dem System. Für fast zwei Drittel der Rentner über 

65 Jahre tragen die Bezüge mehr als die Hälfte zum Einkommen 

bei, für rund ein Drittel der Rentner sind die Leistungen die wesentli-

che Quelle der Einnahmen im Alter (über 90%). Über Zeit werden 

sich die Leistungsniveaus verändern. So werden die Lohnersatzra-

ten von 45% für die heutigen Renteneintrittsjahrgänge auf rund 42% 

für die nach 2000 geborenen Kohorten absinken. Die (abdiskon-

tierten) Bezüge über die gesamte Rentenzeit steigen jedoch von 

Kohorte zu Kohorte zukünftig weiter an.  

Die Finanzierung der Bundesrente (alle Zweige) erfolgt vor allem 

aus Beiträgen und zu einem kleinen Teil aus Steuern auf Rentenleis-

tungen und anderen Einkünften. Der Beitragssatz von derzeit 12,4% 

                                                      
9
  Die korrekte Bezeichung ist Old Age and Survivors Insurance and Disability Insur-

ance (OASDI). 
10

  Eine umfassende Analyse findet sich in Baily und Kirkegaard (2009). 
11

  Angaben nach SSA (2009). 
12

  Der progressive Charakter ist stärker in den Zweigen der Hinterbliebenen- und 

Arbeitsunfähigkeitsversicherung als im reinen Rentenzweig, siehe Baily und 

Kirkegaard (2009), S. 5. 
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Überschuss im beitragsfinanzierten 

System wird noch lange fortdauern 

Langfristige Anpassung erforderlich 

wird auf die Lohnsumme bis zur Beitragsbemessungsgrenze von 

USD 106.800 erhoben und hälftig von Arbeitgeber und Arbeitnehmer 

finanziert. Zudem sind seit 1984 Leistungen aus der Rentenversi-

cherung oberhalb bestimmter Einkommensschwellen zu versteuern. 

Die Bundesrentenversicherung nimmt derzeit Beiträge in Höhe von 

4,8% des BIP ein und zahlt Leistungen in Höhe von 4,4% des BIP 

aus. Im System ist ein Überschuss in Höhe von USD 2,42 Bill. 

(2008) angelaufen, der zur Deckung der Ausgaben in Zukunft ver-

wendet werden wird. Die finanzielle Tragfähigkeit wird kritisch beur-

teilt. Bis 2016 decken die Einnahmen die Ausgaben, danach entste-

hen kontinuierlich Defizite. Die Regierung
13

 hält die Rentenversiche-

rung (alle Zweige) für solvent bis zum Jahre 2037; danach sind 

Überschüsse aus dem Fondsvermögen aufgezehrt und Leistungen 

müssten in den Folgejahren abrupt um 25% gekürzt werden. Das 

aktuarische Defizit liegt bei 2% des BIP bzw. bei umgerechnet zwei 

Beitragssatzpunkten. Nach Angaben des US-Haushaltsbüros ist das 

System bis 2043 unter unveränderten Rahmenbedingungen sol-

vent.
14

 Regierung und CBO rechnen damit, dass die Leistungen auf 

knapp über 6% des BIP in den dreißiger Jahren dieses Jahrhunderts 

demografisch bedingt ansteigen, dann wieder zwanzig Jahre lang 

langsam auf 5,7% zurückgehen und danach wieder auf über 6% bis 

2083 (am Ende der 75-Jahres-Rechnung) ansteigen werden, wäh-

rend die Einnahmen über die gesamte Periode knapp unter 5% 

bleiben würden.  

Reformansätze 

Die Bundesrentenversicherung ist politisch umstritten. Präsident 

Bush hatte 2001 eine umfangreiche Reform angekündigt und Em-

pfehlungen durch eine Expertenkommission ausarbeiten lassen. 

2005 hatte er dann ein Konzept für eine Teilprivatisierung vorgelegt, 

nach dem Beiträge und Leistungen aus der Bundesrentenversiche-

rung in private Rentenpläne umgeschichtet werden sollten. Kern-

punkt der Bemühungen war freilich, die zentrale Säule des Roose-

veltschen New Deals zu zerstören und die Alterssicherung stärker 

dem Markt zu überantworten. Die Pläne wurden jedoch angesichts 

breiter Kritik in der Öffentlichkeit und mangelnder Unterstützung im 

Kongress, insbesondere in der eigenen Partei, nicht weiter ver-

folgt.
15

 

In Fragen der Rentenpolitik hat Barack Obama bislang eine klassi-

sche Position der Demokraten eingenommen und die Wiederher-

stellung der langfristigen Tragfähigkeit der Bundesrentenversiche-

rung durch moderate Anpassungen unterstrichen. Er hat schon als 

Senator jegliche Form der Privatisierung dieser Versicherung abge-

lehnt und bereits im Wahlkampf für eine langfristige Finanzierungs-

lösung vor allem über erhöhte Einnahmen geworben. Für die lang-

fristig zu deckende Finanzierungslücke angesichts der Verrentung 

der Babyboomer erwägt Obama vor allem eine substanzielle Anhe-

bung der Beitragsbemessungsgrenze. Als Präsident hat er auch auf 

graduelle Anpassungsnotwendigkeiten hingewiesen und einen ge-

ringeren Anstieg der Leistungsniveaus in Zukunft nicht ausge-

schlossen. Sein Haushaltsdirektor Peter Orszag ist einer der füh-

                                                      
13

  Die Trustees der Social Security und Medicare Trust Funds berichten jährlich über 

die aktuarische Lage der Umlageversicherungen, siehe Social Security and 

Medicare Board of Trustees (2009). Zum Board zählen unter anderem der Schatz-, 

Arbeits- und Gesundheitsminister, der Verwaltungschef der Rentenversicherung 

und zwei unabhängige Experten, die noch vom Präsidenten zu benennen und vom 

Senat zu bestätigen sind. 
14

  CBO (2009a). 
15

  Siehe Lammert (2009). 
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Nachgelagerte Besteuerung der zu-

sätzlichen Altersvorsorge 

Etwa die Hälfte der Amerikaner ist in 

Betriebsrenten versichert 

Durchschnittliche Leistungen sind 

nicht üppig 

Pensionsfonds durch Finanzkrise in 

Schwierigkeiten 

renden Analytiker des Problems und hatte zu seinen Zeiten als Mit-

arbeiter der Brookings Institution bereits Reformvorschläge für die 

Einnahmen- und Ausgabenseite vorgelegt.
16

  

Betriebsrenten und individuelle Vorsorge 

Angesichts der niedrigen Leistungsniveaus der Bundesrentenversi-

cherung auf absehbare Zeit sind die US-Bürger in der Alterssiche-

rung auf zusätzliche Vorsorge angewiesen. Seit den zwanziger Jah-

ren werden Betriebsrentenpläne nachgelagert besteuert.
17

 Aufwen-

dungen sind als Ausgaben absetzbar, die Vermögensverwaltung 

und die Wertzuwächse sind steuerfrei, die Steuerlast setzt erst in 

der Bezugsphase ein. Von 1935 bis 1965 stieg der Anteil der Arbeit-

nehmer mit Betriebsrente von unter 10% auf etwa 45% an. Rund die 

Hälfte der Arbeitnehmer ist heute Mitglied in betrieblichen Renten-

plänen. Betriebliche „401k“-Sparpläne (benannt nach der entspre-

chenden Steuervorschrift) ohne feste Leistungszusagen werden seit 

1974 steuerlich stark gefördert und stellen heute mit über 50% die 

wichtigste Säule in der Vorsorge da. Vor allem bei Großunterneh-

men sind auch noch viele Pläne mit Leistungszusagen vorzufinden. 

Seit 1974 werden die Leistungen durch eine quasi-öffentliche An-

stalt auch gegen Insolvenz gesichert.
18

 Individuelle Vorsorgekonten 

(Individual Retirement Accounts, IRAs) mit geringerer steuerlicher 

Förderung kommen als Alternative hinzu. Die Leistungen all dieser 

Pläne werden in der Regel pauschal bei Verrentung ausgezahlt und 

erhöhen die Lohnersatzquote auf knapp über 80%. Gleichwohl wird 

breit diskutiert, dass erhebliche Vorsorgebeträge in andere Verwen-

dungsformen fließen. 

Die Vorsorgelage ist gleichwohl nicht üppig: Die Hälfte der US-

Haushalte mit Erwachsenen in der Altersgruppe der 55- bis 59-

Jährigen hielt 2004 Vermögenswerte in solchen Plänen in der Höhe 

von USD 13.000 oder weniger; unter den Vorsorgesparern lag der 

Durchschnittswert bei USD 69.000.
19

 Und der Mittelwert der Ren-

tenzahlungen aus festen Leistungszusagen lag 2006 nur bei USD 

3.000 – 3.600 pro Jahr und Leistungsempfänger. Angaben der  

US-Regierung zufolge lagen die Vermögenswerte 2004 bei 

USD 3,5 Bill. für IRAs (oft infolge umgewidmeter Betriebsrenten), 

bei USD 1,9 Bill. für betriebliche Leistungszusagen und bei 

USD 2,6 Bill. für betriebliche Beitragszusagen (401k- und andere 

Pläne).
20

 Da vor der Finanzkrise der Anteil der Vermögensanlagen 

von Betriebspensionsplänen in Aktien und Investmentfonds über 

60% lag, hat die Krise erhebliche Spuren im Vermögen der Pensi-

onsfonds hinterlassen. Die noch 2006 nach Jahren der Unterfinan-

zierung von Leistungszusagen im Schnitt gut finanzierten Pensions-

fonds sind im Zuge der Finanzkrise erneut in eine Schieflage gera-

ten. OECD-weit sind die Vermögenswerte im gewichteten Mittel 

2008 um 21% gesunken, in den USA allein um knapp 25%. Im  

ersten Halbjahr 2009 stieg der Wert der Anlagen in den USA aber 

auch bereits wieder um 4 ½% an. Gleichwohl ist die geschätzte 

mittlere Unterfinanzierungsquote von Pensionsfondsplänen mit Leis-

tungszusage mit knapp über 20% zur Jahresmitte 2009 beträcht-

lich.
21

                                                      
16

  Diamond und Orszag (2004). 
17

  Siehe insgesamt zum Komplex z.B. Baily und Kirkegaard (2009), Kapitel 7. 
18

  Dies ist die Pension Benefit Guarantee Corporation, die per Zwangsmitgliedschaft 

Versicherungsbeiträge erhebt und Leistungszusagen absichert. 
19

  John und Iwry (2008), S. 16. 
20

  GAO (2008). 
21

  Angaben nach OECD (2009). 
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Knapp 80 Millionen Bürger bisher 

ohne ergänzende Vorsorge 

Automatische Teilnahme soll Vorsor-

gesparen fördern 

Klimapolitik im Umbruch 

Zahllose Aktivitäten von Einzelstaa-

ten, Regionen und Gemeinden 

Klimapolitik im Senat noch strittig 

Reformbemühungen 

Trotz der ausgebauten zweiten Säule haben 78 Millionen Amerika-

ner keinen Zugang zu Betriebspensionsplänen. Nur sieben Millionen 

dieser Bürger betreiben immerhin private Vorsorge. Weitere 16 Milli-

onen qualifizieren sich nicht für Betriebspensionspläne oder nehmen 

nicht an diesen teil.
22

 Obama hat bereits im Wahlkampf für eine 

Stärkung der betrieblichen wie individuellen Vorsorge geworben. Er 

tritt für ein Quasi-Obligatorium in der betrieblichen Altersversorgung 

ein. Arbeitnehmer vor allem von mittelständischen Unternehmen, in 

denen die Verfügbarkeit von Betriebsplänen bzw. die Teilnahmequo-

ten daran zu wünschen übrig lassen, sollen Plänen des Weißen 

Hauses von Anfang September zufolge
23

 automatisch an 401(k)-

Plänen beteiligt oder in IRA-Pläne einbezogen werden, sofern sie 

nicht bewusst austreten (sogenanntes Opt-out-Modell). Dies soll 

durch staatliche Zulagen, die bereits im Haushalt 2010 budgetiert 

sind, unterstützt werden. Studien von Pilotprojekten zeigen, dass 

sich die Teilnahmequoten von neueingestellten Kräften bzw. von 

Arbeitnehmern mit niedrigem Einkommen verdoppeln bzw. verdrei-

fachen lassen. Allgemein wird geschätzt, dass die Teilnahmequoten 

aller Berechtigten von 70-80% auf über 90% ansteigen dürften. Die 

Vorschläge sehen Verwaltungserleichterungen für Mittelständler, 

automatisierte Dotierungserhöhungen und vereinfachte Teilnahme-

regeln für Arbeitnehmer in Basisplänen vor. Zudem sollen die Er-

sparnisbildung aus Steuerrückerstattungen und die Umwandlung 

von positiven Salden auf Arbeitszeitkonten in Sparbeiträge für diese 

Zwecke verbessert werden. 

Klimapolitik an der Wegscheide 

Die Klimapolitik der Vereinigten Staaten durchläuft seit einigen Jah-

ren einen tief greifenden Wandlungsprozess.
24

 Dieser begann in der 

Umweltbewegung, setzte sich fort auf der Ebene der Einzelstaaten 

und Gemeinden im Laufe des Jahrzehnts, fand ab 2007 auch auf 

föderaler Ebene Ausdruck und erfasste 2008 große US-Unter-

nehmen. Das Erfordernis einer anspruchsvolleren Klimapolitik ist 

auch im Land der Kyoto-Kritiker inzwischen weitgehend anerkannt 

worden. Auch die schiere Fülle an einzelstaatlichen und kommuna-

len Klimaschutzmaßnahmen besticht.
25

 Dazu zählen verbindliche 

Reduzierungsziele für Treibhausgasemissionen auf Regionen-, Ein-

zelstaaten- oder Kommunalebene, regionaler Emissionshandel, 

Quoten für Erneuerbare in der Stromerzeugung, Energieeffizienz-

programme und sogar umfassende Gesetzgebung über alle wesent-

lichen Bereiche hinweg wie in Kalifornien. Gleichwohl genießt das 

Thema derzeit keine Priorität in Meinungsumfragen.  

Auf der föderalen Ebene nahm sich der Kongress des Themas zu-

nehmend seit 2003 an und führte eine erste große Debatte im Senat 

im Frühjahr 2008, wobei eine große Mehrzahl der demokratischen 

Senatoren einer umfassenden Klimagesetzgebung des Bundes 

positiv gegenüber eingestellt ist. Eine Gruppe von demokratischen 

Senatoren vornehmlich aus dem Mittleren Westen fordert seither 

eine starke Berücksichtigung von industriellen und energiewirt-

schaftlichen Belangen, insbesondere hinsichtlich der Kohleverstro-

                                                      
22

  Copeland (2007). 
23

  White House (2009). 
24

  Siehe dazu ausführlich Deutsch (2008) und Friedman (2009). 
25

  Siehe Deutsche Bank Climate Change Advisors (2009), Fickling (2009), Aldy 

(2008) und Deutsch (2008), S. 13-14. 
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Obama-Administration hat Kurs-

wechsel in Klimapolitik vollzogen: 

 Emissionshandel 

 Erneuerbare Energien 

 strengere Standards 

Aufgabenstellung für Emissionsmin-

derung ist mittlerweile bekannt 

mung. Eine kleine Gruppe dieser Senatoren betont die politischen 

Risiken einer umfassenden Bundesgesetzgebung fast ohne jegliche 

Unterstützung der Opposition. Insbesondere in der republikanischen 

Partei bestehen nach wie vor erhebliche Widerstände gegen eine 

anspruchsvolle Klimapolitik überhaupt und die Einführung eines 

Emissionshandelssystems in den USA im Besonderen; lediglich ein 

Senator, Lindsay Graham aus South Carolina, kooperiert in diesem 

Thema mit der Mehrheitsfraktion. 

Seit dem Amtswechsel im Weißen Haus hat sich zudem die Per-

spektive der Administration auf die Klimaveränderungen und die 

Aufgabenstellung auch für die US-Bundespolitik vollständig verän-

dert. Während Präsident Bush sich noch im Wesentlichen mit freiwil-

ligen Initiativen und Energieeffizienzmaßnahmen begnügte, strebt 

Präsident Obama im Einklang mit dem Kongress und der öffentli-

chen Meinung eine umfassende Klimapolitik des Bundes an. Bereits 

im Wahlkampf unterstützte er die Einführung eines landesweiten 

Systems des Emissionshandels für Treibhausgase, mit dem die 

Emissionen um 80% bis 2050 (zu 2005) gesenkt werden sollen. Er 

sprach sich auch für eine höhere Förderung der erneuerbaren 

Energien bzw. emissionsarmer Technologien wie der Kohlenstoffab-

scheidung und -speicherung in der Kohleverstromung aus und warb 

dafür, jährlich USD 15 Mrd. für diese Zwecke bereitzustellen. Über-

haupt sollte der Energieverbrauch und damit der Importbedarf an 

fossilen Brennstoffen gesenkt und die inländische Produktion aus-

geweitet werden. Zu diesem Zweck sollten u.a. Forschung und Ent-

wicklung mit längerem Atem steuerlich gefördert (vier Jahre statt ein 

Jahr wie bisher) sowie die Risikofinanzierung verstärkt, Mindestquo-

ten für Erneuerbare in der Stromerzeugung (25% in 2025), strenge-

re Abgasstandards in der Automobilindustrie sowie strengere Vor-

gaben in der Kraftstoffherstellung eingeführt und der Gebäudebe-

stand energetisch saniert werden. 

Die klimapolitische Aufgabenstellung 

Parallel zu den internationalen Entwicklungen ist in den USA in den 

letzten Jahren zunehmend ein Konsens der Wissenschaftler ent-

standen, der sich kurzerhand so zusammenfassen lässt: Die USA 

muss aus wohlverstandenem Eigeninteresse aufgrund eigener kli-

matischer Verwundbarkeit sowie aus außenpolitischen Überlegun-

gen einen erheblichen Beitrag zur Vermeidung katastrophalen Kli-

mawandels leisten. 

Die internationale Dimension ist wohlbekannt.
26

 Von den weltweiten 

Emissionen in Höhe von etwa 47 Gigatonnen an Kohlendioxid-

Äquivalenten entfallen auf die USA etwas mehr als 7 Gt CO2e. Die 

weltweiten Emissionen müssen auf höchstens 20 Gt CO2e pro Jahr 

im Jahr 2050 reduziert werden, um eine Aufwärmung der Erdatmo-

sphäre um nicht mehr als 2 Grad Celsius gegenüber vorindustriel-

lem Zeitalter wahrscheinlich verhindern zu können. Der Höhepunkt 

der weltweiten Emissionen sollte dabei vor 2020 durchschritten 

werden. Dazu müssten die Industrieländer bis 2050 ihre Emissionen 

um rund 80-85% gegenüber dem Jahr 2000 reduzieren und quasi 

sofort damit beginnen. Für die USA würde dies bedeuten, dass die 

Emissionen nicht etwa wie im Szenario ohne umfassende Klimapoli-

tik bis 2030 weiter ansteigen könnten, sondern auf etwa 1,5 Gt bis 

2050 sinken müssten (bzw. auf etwas über 2 Gt bei Berücksichti-

gung von Ausgleichsmaßnahmen).
27

 Sollte das Ziel der gleichen 

                                                      
26

  Siehe exemplarisch Stern (2009a, b, 2006), Copenhagen Report (2009), Heymann 

(2009) und WBGU (2008). 
27

  Siehe EPA (2009a). 
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Nationaler Klimabericht betont Ge-

fahren für die USA durch  

Klimawandel 

„Anzahlungen” im Konjunkturpaket 

brachten bereits USD 100 Mrd. für 

Energiepolitik und Klimaschutz 

Pro-Kopf-Emissionen pro Land bis 2050 maßgeblich werden, müss-

ten die USA über diese Periode ihren Pro-Kopf-Ausstoß von derzeit 

etwa 20 Tonnen auf zwei Tonnen vermindern. Nicht umsonst wird 

von der erforderlichen „dritten industriellen Revolution“ gesprochen, 

da neben der Stromwirtschaft auch die industrielle Produktion, das 

Verkehrswesen und der Gebäudebestand weitgehend auf kohlen-

stoffarme Systeme umgestellt werden müssen.  

Aus inländischer Perspektive ist ein Handeln in der Klimapolitik 

ebenfalls vordringlich. Erst jüngst legten führende Forschungsein-

richtungen der USA einen umfassenden Gesamtbericht
28

 über die 

Auswirkungen des Klimawandels auf die USA vor und betonten 

darin, dass die bereits beobachteten, auf den Klimawandel zurück-

gehenden Auswirkungen erheblich seien. Dazu zählen die Forscher 

Veränderungen in der Luft- und Wassertemperatur, die erhöhte Häu-

figkeit und Intensität von Niederschlägen, Veränderungen im Eis 

und andere. Sie halten zudem für wahrscheinlich, dass die USA von 

mehr Hurrikanen heimgesucht werden, insbesondere der Westen 

zunehmende Wasserprobleme bekommen wird, die Nahrungsmit-

telproduktion beeinträchtigt werden kann und Gesundheits- und 

Umweltprobleme zunehmen würden. Selbst bei einer anspruchsvol-

len Vermeidungsstrategie der USA sei ein wachsendes Maß an An-

passungsinvestitionen erforderlich, so der Bericht. 

Klimapolitik auf mehreren Gleisen 

Die Obama-Administration verfolgt eine mehrgleisige Vorgehens-

weise. Zum einen wurde das Konjunkturpaket aus dem Februar 

genutzt, bestimmte Umweltvorhaben voranzutreiben. Zudem wer-

den über Verordnungen strengere Standards eingefordert. Haupt-

sächlich geht es jedoch darum, eine umfassende Bundesgesetz-

gebung auf den Weg zu bringen, die Stringenz in die wild wuchern-

de umweltpolitische Landschaft in die USA bringt. 

Im Konjunkturpaket aus dem Februar 2009
29

 wurden Bundesmittel 

in Höhe von rund USD 100 Mrd. für die Energie- und Klimapolitik 

bereitgestellt.
30

 So sollen je rund USD 25 Mrd. in die Förderung von 

Erneuerbaren, in Effizienz- und in Verkehrsprogramme und 

USD 13 Mrd. in den Aufbau eines intelligenten Stromnetzes fließen. 

Insbesondere eine Verlängerung der Produktionssteuergutschrift
31

 

für die Stromerzeugung aus Wind (bis 2012) und für die Erzeugung 

aus Biomasse, Geothermie, Wasserkraft und Gas sowie der Abfall-

verstromung ist enthalten. Bislang musste diese Regelung jährlich 

erneuert werden und bot so keine Planungssicherheit für Investoren. 

Bislang liegt der Anteil der Erneuerbaren am US-Primärenergie-

verbrauch auch erst bei 7,4%, an der Netto-Stromerzeugung bei 

neun Prozent. Das Niveau dieser Stromerzeugung aus erneuerba-

ren Quellen liegt jedoch 30% unter dem Anteil von 1990. Wasser, 

Biomasse und Wind dominieren, wobei sich insbesondere der 

Windsektor von niedrigem Niveau aus in den letzten Jahren dyna-

misch entwickelt hat. Zudem gibt es eine Prämie für Hybridfahrzeu-

ge von bis zu USD 7.500 pro Fahrzeug. Weitere Mittel in Höhe von 

USD 5 Mrd. sind für die energetische Gebäudesanierung allgemein 

und in Höhe von USD 6,3 Mrd. für diesen Zweck im sozialen Woh-

                                                      
28

  Karl, Melillo, Peterson (2009). 
29

  Deutsch (2009). 
30

  CAP (2009). Die Summe errechnet sich aus direkten Ausgaben, Krediten, Steuer-

anreizen, Kreditgarantien und Anleihen des Bundes. 
31

  Das Instrument dient der Reduzierung der Körperschaftsteuer im Fall der Stromer-

zeugung aus Erneuerbaren, kann aber auch durch eine Investitionsgutschrift bei 

Neuanlagen oder für einen Zuschuss zur Investition verwendet werden, siehe DIW 

(2009). 
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US-Umweltbehörde kann Kohlen-

dioxid nun direkt regulieren 

Strengere Standards auch für Autos 

nungsbau vorgesehen. Die Bundesmittel werden zudem weitere 

Investitionen der Staaten und Gemeinden und des privaten Sektors 

für diese Zwecke nach sich ziehen, die nach Schätzungen gut 

USD 180 Mrd. über die nächsten fünf Jahre betragen könnten.
32

 

 

 

Eine weitere Wendung nahm die US-Politik am 7. Dezember 2009, 

als die Umweltschutzbehörde Treibhausgase als gesundheitsge-

fährdend eingestuft hat. Dies erlaubt es der EPA auch ohne weitere 

gesetzliche Grundlage, die Emission dieser Gase zu reduzieren. 

Obama hat jedoch betont, auch weiterhin eine umfassende Gesetz-

gebung anzustreben. Sollte dies jedoch scheitern, könnten zumin-

dest auf dem Verordnungswege Großemittenten aus der Industrie 

und der Energiewirtschaft gezwungen werden, ihre Treibhausgas-

emissionen zu reduzieren. Zudem hat die EPA auch Kalifornien er-

laubt, strengere Standards als auf föderaler Ebene für die Abgas-

emissionen zu erlassen. Auch das Verkehrsministerium hat weitere 

Verschärfungen der Abgasstandards Light Vehicles (Autos und klei-

ne Lastwagen) für die nächsten Jahre erlassen.
33

 

Einen wichtigen Platz in Obamas Wirtschaftsagenda nimmt jedoch 

nach wie vor die Klima- und Energiegesetzgebung ein. Seit dem 

ersten großen Anlauf der Senatoren Joseph Lieberman und John 

McCain zur Einführung eines landesweiten Emissionshandelssys-

tems für Treibhausgase im Jahr 2003 gab es eine Vielzahl von Ge-

setzesvorschlägen in beiden Kammern des US-Kongresses. Im 

letzten Kongress beendete der Senat die Diskussion um die soge-

nannte Boxer-Lieberman-Warner-Gesetzesvorlage im Juni 2008 

ohne Ergebnis. Doch nach den Präsidentschafts- und Kongress-

wahlen 2008 wurde mit großem Schwung an einem neuen Anlauf 

gearbeitet. Während zuvor der Senat in der Führungsrolle war und 

das Repräsentantenhaus erst allmählich nachzog, ging nun letzte-

                                                      
32

  Center for American Progress (2009). 
33

  Siehe Mildner und Richert (2009). 

  
Umweltschutzausgaben im Konjunkturpaket 

  

  
In Mrd. USD      

    

  
Art der Finanzierung Direkte öffentliche Ausga-

ben 
Kredite Steuerausgaben Andere Gesamt 

  

  Bundesausgaben             

  Erneuerbare Energie 2,5 2,3 16 4,6 25,3   

  Energieeffizienz 7,2 14,4 2 0,8 24,4   

  Verkehr 0,6 20,1 2,1 0,3 23   

  Stromnetz 6,6 4,4 0 2 13   

  Andere 10,7 4,1 0 0 14,8   

  Gesamt 27,6 45,3 20 7,7 100,5   

                

  

Staat/Kommunen und 
private Investitionen 

            

  

Staat/Kommunen und 
private Ausgaben 
induziert durch Bun-
desmittel: 

  

ca. 68 (1,5-fache der 
durchschnittlichen 

Ausgaben des Bundes) 
        

  Als Dollar-Beträge 0 

 
> 46 > 65,1 > 179,1   

  Gesamt, alle Quellen 27,6 > 113,3 > 66 > 72,8 > 280,0   

Quelle: Center for American Progress 200 2 
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Gesetz des Repräsentantenhauses 

für umfassende Klimapolitik des 

Bundes liegt vor 

Emissionshandelssystem soll Rück-

gang um 83% bis 2050 bewirken 

Ausgleichsmaßnahmen kommt große 

Bedeutung zu 

Mindestquoten für Erneuerbare:  

20% bis 2020 

res voran. Im Sommer 2009 beschloss das Repräsentantenhaus 

einen Gesetzentwurf zur Klimapolitik, während der Senat im Herbst 

die Ausschussarbeiten an einer Senatsvorlage für ein umfassendes 

Klimagesetz beenden konnte. 

Das Waxman-Markey-Gesetz 

Am 26. Juni 2009 verabschiedete das Repräsentantenhaus mit 219 

zu 212 Stimmen den American Clean Energy and Security Act of 

2009 (H.R. 2454), bekannter als das Waxman-Markey-Gesetz, be-

nannt nach dem Vorsitzenden des Ausschusses für Energie und 

Handel, Henry Waxman (D., Kal.) und dem zuständigen Unteraus-

schussvorsitzenden Edward Markey (D., Mass.). Das Gesetz sieht 

vor, den Emissionshandel für rd. 84% der Treibhausgasemissionen 

der USA für fünf von sechs Treibhausgasen (mit einem Sondersys-

tem für Hydrofluorkohlenwasserstoffe) im Jahr 2012 mit einer Ober-

grenze für die Verschmutzungsrechte einzuführen, die 3% unter 

dem Niveau von 2005 liegen würde. Diese Obergrenze von zulässi-

gen Emissionen würde um 20% bis 2020 gegenüber dem Niveau 

von 2005 – das entspricht eine Reduzierung um 4% zu 1990   und 

um 83% bis 2050 abgesenkt. Die Emissionsquellen
34

 werden zwi-

schen 2012, dem Starttermin des Systems, und 2016 schrittweise in 

das System integriert. Kraftstoffe sind voll erfasst. Die Zertifikate 

sind handelbar und können in bestimmten Grenzen gegen zukünfti-

ge Rechte geliehen oder auch angespart werden. Über Zeit soll eine 

strategische Reserve in Höhe von 2,5 Gt aufgebaut werden, für die 

jährlich 1-3% der Emissionen abgezweigt werden; aus diesem Pool 

könnten im Fall von Zertifikatepreisen, die weit über den Erwartun-

gen liegen, Sonderauktionen zum Mindestpreis erfolgen.
35

 

Insgesamt 83% der Zertifikate würden im ersten Jahr der vollen 

Anwendung zugeteilt werden, nur knapp 17% dagegen versteigert. 

44% der Zertifikate sollen für mindestens 15 Jahre an regulierte 

Strom- und Gasunternehmen frei zugeteilt werden, um die Strom-

kunden vor Preissteigerung zu schützen. Im Übergang bis 2030 

würde der Anteil der versteigerten Zertifikate dann auf über 70% 

ansteigen. Insgesamt werden Ausgleichsmaßnahmen im In- und 

Ausland von bis zu 2 Gt CO2e p.a. zugelassen. Jeweils eine 

Gigatonne wäre für in- und ausländische Maßnahmen vorgesehen. 

Für den Fall, dass die inländischen Maßnahmen nicht die zulässige 

Grenze erreichen, kann eine halbe zusätzliche Gigatonne durch 

ausländische Maßnahmen ausgeglichen werden. Zuständig für die 

inländischen Maßnahmen ist das Landwirtschaftsministerium, nicht 

die Umweltschutzbehörde. Dieses Gestaltungselement und seine 

etwaige praktische Nutzung sind vorab nur mit großen Unsicherhei-

ten einzuschätzen, da ein Großteil der Ausführungsbestimmungen 

durch die Umweltschutzbehörde bzw. das Landwirtschaftsministeri-

um nach Verabschiedung der Gesetzgebung erlassen werden 

müsste. Die Ausgleichsmaßnahmen haben jedoch den mit Abstand 

größten Effekt auf die Strenge des Systems, auf den Zertifikatepreis 

und auf die dynamischen Anpassungsprozesse in der Wirtschaft 

selbst. 

Darüber hinaus sieht das Gesetz vor, dass in der Strombranche 

große Erzeuger Quoten für Erneuerbare einhalten bzw. Effizienzge-

winne vorweisen müssen. Diese sollen bis 2020 auf 20% ansteigen 

und bis 2039 auf diesem Niveau bleiben. Zudem soll die Forschung 

                                                      
34

  Ab einem Jahresausstoß von 25.000 t CO2e. 
35

  Dieser läge 2012 bei USD 28 und stiege dann jährlich um die Summe aus 5% und 

der Inflationsrate an. Von 2012 bis 2016 könnten 5% der für diese Jahre verfügba-

ren normalen Zertifikatemenge versteigert werden, danach dann 10%. 



 Aktuelle Themen 473 

14 3. Februar 2010 

CCS und „intelligentes Stromnetz” im 

Gesetz 

Klimazölle ebenfalls im Gesetz  

enthalten 

Energiewirtschaft würde nachhaltig 

umgestellt; Auswirkungen auf andere 

Sektoren moderat 

und Einführung von Kohlenstoffabscheidung und -speicherung in 

der Kohleverstromung umfassend gefördert werden. Die Umstellung 

des Stromnetzes wird ebenfalls angestrebt („smart grid“). Im Ver-

kehrswesen wird die Umstellung auf Elektromobilität durch die Zu-

teilung von Zertifikaten (3%) und die Entwicklung von ÖPNV-

Konzepten umfassend gefördert und die strengere Regulierung von 

Abgasstandards vorgeschrieben. Bei der Standardsetzung für Kraft-

stoffe wird ein breiterer Kreis an Rohstoffen als Input zugelassen als 

bisher. Im Gebäudebereich ist vorgesehen, die Energienutzungs-

standards zu verschärfen und die Beleuchtung umzustellen. Das 

Gesetz enthält – wie viele der Vorläufer – auch komplexe Bestim-

mungen über den Schutz der inländischen handels- und energiein-

tensiven Industrien durch eine Zuteilung von Zertifkaten bzw. eine 

zukünftige Pflicht für ausländische Hersteller, US-Zertifikate für Ein-

fuhren in die USA zu erwerben.
36

 Die Praktikabilität und WTO-

Vereinbarkeit ist jedoch fraglich, und das Weiße Haus lehnt diese 

Handelsbestimmungen nach wie vor ab.
37

 Zuletzt sieht das Gesetz 

auch eine Vielzahl von in- und ausländischen Anpassungsmaßnah-

men an den unvermeidbaren Klimawandel vor. 

Die Umweltschutzbehörde
38

 hat kalkuliert, dass das Gesetz den 

Energieverbrauch um 12% bis 2050 senken würde, den Anteil der 

kohlenstoffarmen Energieerzeugung (Erneuerbare und Kernkraft) 

von derzeit 14% auf 38% erhöhen würde und der Zertifikatepreis bei 

USD 13 bis 30 pro Tonne CO2 bis 2020 liegen könnte. Der Wert der 

Zertifikate in jedem Jahr bis 2050 bliebe unter USD 100 Mrd. und 

läge bei rund USD 62 bis 63 Mrd. 2015, mit leichtem Anstieg da-

nach. Die Obergrenze der Verschmutzungsrechte sänke von 5,5 Gt 

auf 1 Gt CO2e zwischen 2012 und 2050; die erfassten US-

Emissionen sänken entsprechend auf etwas über 2 Gt (ohne Aus-

gleichsmaßnahmen) ab. Die größten Effekte würden bei der Umstel-

lung der Stromwirtschaft auf emissionsarmen Quellen und Techno-

logien entstehen, die zweitgrößten bei inländischen Ausgleichsmaß-

nahmen in der Land- und Forstwirtschaft, v.a. aber bei ausländi-

schen Ausgleichsmaßnahmen. Die Analysen des Energieministeri-

ums
39

 und des Haushaltsbüros des Kongresses
40

 haben ähnliche 

strukturelle Effekte identifiziert. Mindestens vier Fünftel der echten 

Reduzierungswirkungen entfallen auf die Strombranche, höchstens 

ein Fünftel auf den gesamten Rest der Wirtschaft. Die Zertifikate-

preise dürften nach EIA-Schätzungen zwischen USD 20 und USD 

93 in 2020 und USD 41 bis USD 191 in 2030 liegen, je nachdem ob 

CCS und Nuklearstrom stark anziehen und Ausgleichsmaßnahmen 

vor 2030 reichlich verfügbar sind. Strompreiseffekte wären bis 2020 

noch sehr gering, bis 2030 aber dann rund 19% über dem Referenz-

fall, da in dem Jahr bereits ein Großteil der Zertifikate ersteigert 

werden müsste. 

                                                      
36

  Konkret ist vorgesehen, dass der Präsident, sofern die USA bis dahin nicht Mit-

glied eines multilateralen Vertrags zur Reduzierung von Treibhausgasen sein soll-

ten, spätestens 2018 entscheiden muss, ob andere Länder ausreichende Anstren-

gungen zur Emissionsvermeidung ergriffen haben und dann entsprechende Ände-

rungen an der freien Zuteilung von Zertifikaten an die Industrie sowie ein System 

für Zertifikate für Importeure von im US-Zollsystem erfassten Gütern auf den Weg 

bringen muss.  
37

  Siehe dazu CRS (2009). 
38

  EPA (2009). 
39

  EIA (2009). 
40

  CBO (2009c). 
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Wirkungen hängen jedoch von An-

nahmen über Kohleverstromung,  

Nuklearstromerzeugung und Aus-

gleichsmaßnahmen ab 

Senatsbefassung noch nicht abge-

schlossen 

Senatoren aus Mittlerem Westen sor-

gen sich um Wirkungen 

Emissionshandelsentwurf ähnlich 

wie im Repräsentantenhaus 

Der Kerry-Boxer-Gesetzentwurf im US-Senat 

Trotz der ergebnislosen Befassung des Senats mit einem umfas-

senden Gesetzentwurf im Juni 2008
41

 (Boxer-Lieberman-Warner-

Gesetzentwurf) unternahmen einige Demokraten nach den Wahlen 

einen neuen Anlauf. Am 30. September legten die Senatoren John 

Kerry (D., Mass.), der Vorsitzende des Auswärtigen Ausschusses, 

und Barbara Boxer (D., Kal.), die Vorsitzende des Ausschusses für 

Umwelt und öffentliche Arbeiten, einen Gesetzentwurf vor.
42

 Derzeit 

arbeitet der Mehrheitsführer Harry Reid (D., Nev.) zusammen mit 

den Senatoren Kerry, Lindsey Graham (R., South Carolina) und 

Lieberman an einem Entwurf, der alle Belange der sechs damit be-

fassten Ausschüsse sowie Kompromisse mit einzelnen republikani-

schen Senatoren enthalten soll. Dabei muss unter anderem auf den 

Einfluss von 14 demokratischen Senatoren um Debbie Stabenow 

(D., Michigan) aus den Kohlestaaten im mittleren Westen Rücksicht 

genommen werden. Diese vertreten seit mehr als zwei Jahren ins-

besondere andere Positionen zur Kostenbelastung der Kohlever-

stromung und des Verarbeitenden Gewerbes als die Mehrheit der 

demokratischen Senatoren und haben einen parallelen Gesetzent-

wurf
43

 im November vorgelegt, aus dem Elemente in die Schluss-

fassung einfließen dürften. Diese Gruppe möchte v.a. kurzfristig 

schwächere Reduktionsziele, größere Anreize für die Umstellung 

auf Kohlenstoffabscheidung und -sequestrierung sowie ggf. Schutz-

bestimmungen für die energieintensive Industrie erreichen. 

Der Kerry-Boxer-Entwurf sieht die Einführung eines Emissionshan-

delssystems in den Jahren 2012 bis 2016 vor,
44

 mit dem die erfass-

ten Treibhausgasemissionen um 20% bis 2020 (zu 2005) und um 

83% bis 2050 reduziert werden sollen. Weitere 10% an Emissions-

minderungen gegenüber dem Niveau von 2005 sollen durch interna-

tionale Waldschutzmaßnahmen erzielt werden. Ausgleichsmaßnah-

men können bis zur Obergrenze von 2 Gt CO2e angerechnet wer-

den; davon sollen drei Viertel im Inland und ein Viertel im Ausland 

durchgeführt werden. Ausländische Maßnahmen dürfen bei Ge-

nehmigung durch die Umweltbehörde auch auf 50% erhöht werden. 

Bei ausländischen Maßnahmen müssen fünf Tonnen für die Anrech-

nung von vier Tonnen gekauft werden. Der Entwurf enthält bislang 

keine detaillierten Regelungen für Grenzabgaben. Die Zertifikate 

sollen zu knapp der Hälfte (46%) an die Strom- und Gasverbraucher 

fließen, zu 15% an Bezieher niedrigerer und mittlerer Einkommen, 

zu 15% an die Industrie und zu anfänglich 10% an die Einzelstaaten 

für Maßnahmen zur Steigerung der Energieeffizienz in der Stromer-

zeugung, dem Verkehrswesen und der kommunalen Strukturen. Für 

die Kohleverstromung sind neben einer CCS-Strategie nebst Einfüh-

rungsanreizen auch schärfere Emissionsstandards für neue Kraft-

werke geplant. Im Gebäudebereich soll die energetische Gebäude-

sanierung vorangetrieben werden. Anpassungsmaßnahmen im In- 

und Ausland sollen ebenfalls gefördert werden. Die wirtschaftlichen 

Wirkungen des Gesetzentwurfs entsprechen ganz weitgehend dem 

Gesetz des Repräsentantenhauses.
45

 

                                                      
41

  Siehe dazu: Deutsch (2008). 
42

  Der Gesetzentwurf S. 1733 trägt den Titel „Clean Energy Jobs and American 

Power Act“. 
43

  Der Gesetzentwurf S. 2729 trägt den Titel „Clean Energy Partnerships Act of 

2009“. 
44

  So sollen Stromerzeuger und Raffinerien ab 2012, die Industrie ab 2014 und 

Erdgasverteilungsunternehmen ab 2016 Zertifikate erwerben müssen. 
45

  EPA (2009b). 
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Perspektiven offen 

Modernisierung der Verkehrswege 

wichtiger Teil der Wahlkampfagenda 

Infrastruktur  Bank vorgesehen 

Die Arbeiten an der Gesetzgebung dürften im ersten Halbjahr 2010 

fortgeführt werden. Noch sind erhebliche Widerstände im Senat, v.a. 

im Finanz- und Landwirtschaftsausschuss, zu überwinden. Politisch 

verwundbare Senatoren der demokratischen Partei plädieren offen-

bar für eine Vertagung der gesamten Gesetzgebung auf die Zeit 

nach den Wahlen im November 2010. Ob es jedoch möglich sein 

wird, im Senat Kompromisse zugunsten längerer Umstellungsfristen 

sowie höherer Subventionen zugunsten der Kohleverstromung zu 

vereinbaren und über entsprechende Fördermaßnahmen für die 

heimische Öl- und Kernkraftindustrie auch Stimmen der wankenden 

Demokraten sowie einiger Republikaner für das Gesetz gewinnen 

zu können, ist offen. Naturgemäß würde durch diese Kompromisse 

die umweltpolitische Stringenz des Gesetzes abgeschwächt. Eine 

Abschwächung der Minderungsziele für 2020 kann ebenfalls poli-

tisch erforderlich werden. Zudem wird eine Abgleichung mit dem 

Gesetz des Repräsentantenhauses notwendig werden. Es besteht 

das Risiko, dass die Gesetzgebung letztlich noch an politischen 

Konfliktlinien und dem heraufziehenden Wahlkampf für die „mid-

term elections“ 2010 sowie an der sich ändernden Agenda der Poli-

tik nach den Wahlen scheitert bzw. auf das Jahr 2011 oder später 

verschoben wird.  

Die Modernisierung der Infrastruktur 

Die Erneuerung der physischen Infrastruktur durch Investitionen des 

Bundes und der nachgeordneten Gebietskörperschaften sowie die 

Mobilisierung privater Investitionen spielte in der Wahlkampagne 

von Barack Obama eine große Rolle. Aktuelle Krisensymptome –

etwa das Auslaufen der herkömmlichen Finanzierung des Auto-

bahnbaus – sowie Bestandsaufnahmen der Infrastruktur lassen 

jedoch erkennen, dass hier ein ungelöstes Problem seit langer Zeit 

politisch vertagt worden ist und die Kosten des Nichtstuns allmählich 

sehr hoch werden.
46

 Zudem kommt man nicht um eine Ausweitung 

der Infrastruktur herum, da die US-Bevölkerung wohl in den nächs-

ten 30 Jahren um gut 25% oder 80 Millionen auf 380 Millionen zu-

nehmen dürfte und die derzeitigen Engpässe in vielen Feldern bis 

dahin untragbar werden würden. 

Dies legt nahe, dass die US-Regierung und der Kongress in dieser 

Wahlperiode agieren müssen. Der Fokus der Bemühungen richtet 

sich insbesondere auf die Verkehrsinfrastruktur, aber auch auf Was-

ser und Abwasser. Die Infrastruktur des Energiesektors wird hier 

nicht betrachtet, sondern im Energiekapitel behandelt, ebenso bleibt 

der Telekommunikationsbereich außen vor. In den Energie- und 

Telekommunikationssektoren wird der Löwenanteil (80%) der Inves-

titionen (2004: USD 175 Mrd.) von privaten Unternehmen selbst 

aufgebracht. 

Infrastruktur in der Wahlplattform 

Bereits im Wahlkampf hatte Obama hervorgehoben, dass der Zu-

stand der öffentlichen Straßen und Brücken und anderer kritischer 

Bestandteile der öffentlichen Verkehrsinfrastruktur unzureichend sei 

und erhöhte öffentliche Investitionen erfordere. Im Wahlprogramm 

unterstützten Obama und sein Vize-Kandidat Joe Biden die Reform-

vorschläge aus dem Kongress. Diese sahen die Schaffung einer 

nationalen Re-Investitionsbank für die Infrastruktur vor, durch die 

Investitionen über den Kapitalmarkt finanziert werden sollen. Die 

Bank soll mit USD 60 Mrd. an Bundesanleihen über einen Zeitraum 

                                                      
46

  Gute Diskussionen finden sich in Deshpande und Elmendorf (2008), Elmendorf 

(2008), Orszag (2008), CBO (2008, 2007) und BDI (2009). 
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Verkehrswege benötigen hohe Inves-

titionen in Erhaltung und Ausbau 

von 10 Jahren ausgestattet werden und mit diesen Mitteln ein deut-

lich höheres Volumen an Investitionen fördern.
47

 Im Wahlkampf war 

die Rede von USD 700 Mrd. bis USD 1 Bill., die für Verkehr, neue 

Treibstoffe und ein „intelligentes Stromnetz“ mobilisiert werden soll-

ten, mithin das größte Investitionsprogramm seit den 1950er Jahren 

in die Bundesautobahnen.  

Darüber hinaus forderten die Kandidaten mehr Mittel für die Moder-

nisierung der Luftraumüberwachung und die Flugsicherheit. Obama 

unterstützt auch die föderale Subvention von Amtrak, dem Bahn-

unternehmen im Personenverkehr, sowie die Entwicklung von 

Hochgeschwindigkeitsstrecken für den Personen- und den Fracht-

verkehr. Zudem haben sich die Kandidaten für höhere Zuschüsse 

für den ÖPNV insbesondere zugunsten von Niedrigeinkommens-

gruppen ausgesprochen. Dem ÖPNV wird darüber hinaus auch eine 

wichtige Rolle in der Stadtplanung zugesprochen, die insbesondere 

auf die gravierenden Probleme in Ballungsräumen mit Staus, Um-

weltbelastung und Energieverbrauch eine Antwort bieten sollen. 

Darüber hinaus sprachen sich die Kandidaten für die Modernisie-

rung der Wasserinfrastruktur inklusive einiger Klimaanpassungs-

maßnahmen aus.  

Die Infrastrukturlücke 

Die Ausgangslage ist keinesfalls so klar, wie es in der öffentlichen 

Meinung oft dargestellt wird oder durch den dramatischen Zusam-

menbruch der Brücke I-35 bei Minneapolis im August 2007 oder des 

Dammbruchs in New Orleans beim Hurrikan Katrina offenkundig zu 

sein scheint. Zwar berichtet der US-Ingenieurverband (ASCE) re-

gelmäßig über Investitionsbedarfe in der Höhe von USD 2 Bill. auf-

wärts, um die als in vielen Feldern gerade nur noch ausreichend 

oder unzureichend eingestufte Infrastruktur auf Vordermann zu brin-

gen. Auch die Regierungsbehörden haben entsprechende Mängel-

listen vorgelegt.  

Gleichwohl ist keinesfalls klar, wie groß das Problem denn nun ei-

gentlich ist. Es hilft ein Blick auf die Fakten. Die Vereinigten  

Staaten haben 2004 rund vier Prozent der Wirtschaftsleistung 

(USD 406 Mrd.) in die Infrastruktur investiert. Je ein Viertel der In-

vestitionen entfiel auf die Verkehrsinfrastruktur insgesamt sowie auf 

die Schulen. Der Energiesektor hatte einen Anteil von 20%, die Te-

lekommunikation von 18% und die Wasserwirtschaft insgesamt von 

10%. Investitionen im Energie- und Telekommunikationsbereich sind 

ganz überwiegend privater Natur, während Verkehr und Wasser 

ganz überwiegend öffentlich finanziert werden. Auf den Bund entfiel 

mit USD 62 Mrd. bzw. 15% jedoch nur ein geringer Anteil der ge-

samten öffentlichen und privaten Infrastrukturinvestitionen. Die Bun-

desstaaten und Gemeinden hatten mit 43% im Jahr 2004 einen 

ebenso großen Anteil wie der private Sektor mit 42%.  

  

                                                      
47

  Obama unterstützte damit einen von mehreren Gesetzentwürfen. Andere Vor-

schläge sehen vor, Nationale Infrastrukturentwicklungs- und Investitionsunterneh-

men zu gründen und über fünf Jahre in Government-Sponsored Enterprises um-

zuwandeln oder aber die Schaffung einer von Einzelstaaten gegründeten und mit 

einem Bundessteuernachlass versehenen Bank, die über Anleihen wiederum Ver-

kehrswegefinanzierung betreiben dürfte. Siehe Orszag (2008), S. 29. 
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Öffentliche Investitionen zogen zwar 

seit 80er Jahren an, ... 

... Investitionen in Verkehr aber deut-

lich unter Anforderung 

 

 

Insgesamt betrachtet ging der Anteil der öffentlichen Investitionen in 

Verkehrs- und Wasserinfrastruktur von der Ausbauphase Ende der 

1950er Jahre in Höhe von 1,7 bis 1,9% des BIP auf rund 1,0 bis 

1,2% des BIP ab Mitte der 1980er Jahre zurück, wuchs aber real 

seit 1956 um 1,7% und seit 1987 sogar um 2,1% pro Jahr an und 

lag somit zumindest nicht erkennbar unter OECD-Erfahrungen. In-

nerhalb der Verkehrsausgaben sind langfristig die Ausgaben für 

Autobahnen als Anteil am BIP rückläufig gewesen, während die 

Ausgaben für öffentliche Verkehrsträger (Busse, Straßenbahnen 

etc.) und der Luftverkehr prozentual angestiegen sind. Der Bund 

finanziert rund 45% der gesamten öffentlichen Verkehrsausgaben.  

Gleichwohl kommt selbst das Haushaltsbüro des Kongresses in 

einer Übersicht zu der Einschätzung, dass die Verkehrsinvestitionen 

rund 20% unterhalb des reinen Erhaltungsniveaus und rund 80% 

  Jährliche Ausgaben für die US-Verkehrsinfrastruktur     
  In Mrd. USD           

    

Ausgaben Ausgaben, um Niveau 
zu halten 

Wirtschaftlich berechtigte 
Investitionen 

Andere 

  

  Autobahnen 66,7 78,8 131,7 *   

  Personenverkehr 15,5 15,8 21,8 *   

  Schiene (Fracht) 6,4 10,7 12,3 *   

  Schiene (Personenverkehr) 0,7 0,5 k.a. 2,1   

  Luftverkehr 14,4 17,9 18,9 *   

  Schiffsverkehrswege 2,5 2,7 k.A. 7,9   

  Verkehr (gesamt) 106,2 126,5 184,8     

Quelle: CBO (2008) 4 

 

  Investitionen in die Infrastruktur, 2004     

  

  In Mrd. USD             

    Öffentlich Gesamt     

    

Bund Einzelstaaten und 
Kommunen 

Öffentlich Privat Gesamt   

        Verkehrsinfrastruktur       

  Autobahnen 30,2 36,5 66,7 k.A. 66,7   

  Personenverkehr 7,6 8 15,5 0 15,5   

  Schienenverkehrswege (Fracht) 0 0 0 6,4 6,4   

  Schienenverkehrswege (Personen) 0,7 0 0,7 0 0,7   

  Luftverkehr 5,6 6,8 12,4 2 14,4   

  Schiffsverkehrswege 0,7 1,7 2,4 0,1 2,5   

  Verkehr insgesamt 44,7 53 97,7 8,5 106,2   

        Daseinsvorsorge       

  Trinkwasser u. Abwasser 2,6 25,4 28,0 k.A. 28,0   

  Energie 1,7 7,7 9,4 69,0 78,4   

  Telekommunikation 3,9 k.A. 3,9 68,6 72,5   

  Umweltschutz u. Abfallbeseitigung 0,8 1,8 2,6 3,6 6,2   

  Postalische Einrichtungen 0,9 0 0,9 0 0,9   

  Gefängnisse 0,3 2,6 2,9 k.A. 2,9   

  Schulen 0,4 75,5 75,9 23,8 99,7   

  Wasser u. andere natürliche Ressourcen 7,1 4,3 11,3 k.A. 1,3   

  Daseinsvorsorge 17,6 117,2 134,9 165,0 299,9   

  Gesamt 62,4 170,2 232,6 173,5 406,1   

Quelle: CBO (2008) 3 
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Kongress hat Thema gründlich stu-

dieren lassen: Ergebnis war, dass 

massive Anstrengungen erforderlich 

werden 

Ausgabeneffizienz bislang ebenfalls 

gering 

Ballungsräume erhalten zu wenige 

Mittel 

unter prinzipiell wirtschaftlich zu rechtfertigendem Niveau liegen. 

Damit liegen die Experten des Haushaltsbüros eher am unteren 

Ende der Schätzungen, weil sie harte Effizienzkriterien anlegen. 

Höhere Bedarfsschätzungen liegen ebenfalls vor. Der Kongress 

setzte 2005 zwei überparteiliche Kommissionen zur Verkehrswege-

finanzierung ein, die 2007 und 2009 Berichte vorlegten, wie zukünf-

tig die Verkehrswegeplanung und -finanzierung in den USA erfolgen 

solle.
48

 Die zweite Kommission stellte fest, dass sich der Personen- 

und Lkw-Verkehr auf der Straße seit 1980 verdoppelt habe, wäh-

rend die Infrastruktur im Wesentlichen konstant geblieben sei; zu-

dem seien ein Viertel der Brücken unmittelbar reparaturbedürftig, 

und ein Viertel der Bus- und Schienenverkehrsinfrastruktur in 

schlechter Verfassung. Die Kommission errechnete, dass zur Erhal-

tung und zum Ausbau der Verkehrswege zusätzliche Investitionen in 

Höhe von rund USD 200 Mrd. pro Jahr bzw. USD 2,3 Bill. bis 2035 

erforderlich wären, und damit eine Lücke zwischen gesicherter In-

vestitionsfinanzierung und dem als notwendig erachteten Volumen 

in Höhe von mehr als zwei Dritteln bestünde. Allein die Bundesfi-

nanzierung sei bereits heute nicht in der Lage, die Erhaltungsinves-

titionen zu decken. Zudem seien weder die wirtschaftlichen Kosten 

noch die externen Kosten des Verkehrs internalisiert und würden 

daher zur Übernutzung, zum Verschleiß und zum Stau führen. Ne-

ben höheren öffentlichen Ausgaben, die kurzfristig durch höhere 

Kraftstoffsteuern zu finanzieren seien, müssten mittelfristig auch 

höhere Nutzergebühren (Abgaben auf der Basis von tatsächlich 

zurückgelegten Entfernungen) eingeführt werden; jedenfalls sei die 

Lücke durch die Kraftstoffsteuer nicht aufzufangen. 

Ausgaben nicht effizient 

Die Effizienz der Ausgaben ließ in der Vergangenheit sehr zu wün-

schen übrig – dies ist selbst im Kongress Konsens. Aufgrund der 

hohen Politisierung von Baumaßnahmen und ihrer Budgetierung 

durch parlamentarische Prozesse ist nämlich keinesfalls sicherge-

stellt, dass die Investitionen in die nach föderalen Kosten-Nutzen-

Gesichtspunkten effizientesten Projekte fließen. Eine solche Analyse 

fand bisher nicht statt. Vielmehr entschied der entsprechende Kon-

gressausschuss direkt über die Allokation der Mittel, die dann vom 

Verkehrsministerium in Zusammenarbeit mit den Einzelstaaten ver-

ausgabt wurden. Selbst der Bundesrechnungshof qualifiziert das 

1956 unter Eisenhower zur Finanzierung des Autobahn- und Fern-

straßenbaus, insbesondere der Interstate Highways, geschaffene 

System als reines Transfersystem des Bundes an die Einzelstaaten 

ohne jeglichen planerischen Ansatz und ohne Leistungskontrolle.
49

 

So ist wahrscheinlich, dass Investitionen in Ballungsräume systema-

tisch zu kurz gekommen sind, was mit den territorialen Dimensionen 

des politischen Systems erklärt werden kann, d.h. Flächenstaaten 

sind parlamentarisch überrepräsentiert und ziehen entsprechend 

weniger dringliche Verkehrswegeausgaben an sich. Erhebliche Pla-

nungszeiträume für Verkehrswege – im Schnitt zehn Jahre vom 

Willen zur Tat  und mangelnde intermodale Planungen des Bundes 

kommen als Grundsatzprobleme hinzu. 

                                                      
48

  National Surface Transportation Policy and Revenue Study Commission (2007) 

und National Surface Transportation Infrastructure Financing Commission (2009). 
49

  GAO (2008b). Der Federal Aid Highway Act von 1956 schuf die Grundlage für die 

Ko-Finanzierung der Autobahnen durch den Bund und diente dem Ziel, die im Kal-

ten Krieg als bedroht geltenden US-Städte leichter evakuierbar zu machen. 

Puentes weist darauf hin, dass Ansätze einer integrierten Verkehrsplanung nur in 

den gesetzlichen Grundlagen von 1991 bis 1998 verankert waren, aber nicht ge-

nügend gefruchtet haben. 
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Nutzergebühren finden noch zu  

wenig Verbreitung 

System der Autobahnfinanzierung 

muss erneuert werden 

Notoperation hielt System am Leben 

Kofinanzierung durch Einzelstaaten 

ist in Schwierigkeiten geraten 

Nachfragemanagement unterentwickelt 

Das Verkehrsministerium schätzt, dass allein durch bessere Budge-

tierung sowie durch nutzerabhängige Gebühren, v.a. durch 

congestion pricing, jährlich bis zu USD 20 Mrd. an Verkehrsinvestiti-

onen eingespart werden könnten. Mautsysteme auf Autobahnen und 

hoch frequentierte innerstädtische Verkehrswege könnten erheblich 

dazu beitragen, den Verkehrszuwachs einzudämmen, entsprechend 

Kosten durch Staus zu reduzieren  Schätzungen belaufen sich auf 

Kosten in Höhe von knapp USD 80 Mrd. p.a.  und Mittel für Investi-

tionen in die Erweiterung von Straßen oder den Ausbau des alterna-

tiven ÖPNVs zu generieren.
50

 

Einnahmen zu gering und zu steuerlastig 

Nicht nur die Ausgabenseite bereitet jedoch Probleme, auch die 

Einnahmen sind politisch unter Wasser geraten. Bisher wird der 

Löwenanteil der Verkehrsausgaben des Bundes über Kraftstoffsteu-

ern und direkte Haushaltszuschüsse finanziert, während Nutzerge-

bühren kaum Verwendung finden. Die gesetzliche Grundlage für die 

Bundeszuschüsse war bisher das SAFETEA-LU-Gesetz
51

 von 2005 

bzw. dessen Vorläufer.
52

 Das Gesetz lief zum 30. September 2009 

aus und hatte USD 286 Mrd. (USD 57 Mrd. im Schnitt) als Budget 

über fünf Jahre für Bundesausgaben im Fernstraßen- und öffentli-

chen Verkehr zur Verfügung gestellt. Die Finanzierung der Zuschüs-

se für den Autobahnbau läuft über den Federal Highway Trust 

Fund.
53

 Der Fund selbst – genauer das Autobahn-Vermögen  wäre 

im Sommer 2009 ohne Notoperation des Kongresses defizitär ge-

worden und wurde vom Kongress mit einer Dotierung aus dem 

Bundeshaushalt in Höhe von USD 7 Mrd. flüssig gehalten.
54

 Die 

Ausgaben aus dem Autobahn-Vermögen lagen zuletzt bei knapp 

USD 40 Mrd. Seit 2001 lagen die laufenden Einnahmen jedoch fort-

während unter den laufenden Ausgaben des Bundes und zehrten 

die Reserven auf. Eine neue gesetzliche Grundlage und Finanzie-

rung stehen noch aus (siehe unten).  

Die Einzelstaaten sahen sich aber bereits in der Vergangenheit har-

ten Finanzierungsschwierigkeiten gegenüber. Sie haben zwar über 

die Hälfte der Ausgaben (1992-2005) für den Straßenbau aus eige-

nen Steuern, Abgaben und Haushaltsmitteln finanziert, erhöhten 

aber sukzessive den Anteil der Kreditfinanzierung auf zuletzt 14%. 

Der Rest kommt vom Bund.
 55

 Zuletzt konnten bereits 15 Einzelstaa-

ten nicht mehr ihre Ko-Finanzierungsanteile an Verkehrswegeinves-

titionen in Höhe von 20% aufgrund von Haushaltsengpässen bei-

steuern.
56

 Durch die Wirtschafts- und Finanzkrise drohen mittelfristig 

hier große Engpässe, sobald die Mittel des Konjunkturpakets ver-

ausgabt sein werden. 

                                                      
50

  CBO (2009). 
51

  Safe, Accountable, Flexible, Efficient Transportation Equity Act – A Legacy for 

Users, kurz: SAFETEA-LU. 
52

  Zuvor waren über den Transportation Equity Act (TEA-21) für die Periode 1998-

2003 USD 218 Mrd. (USD 36 Mrd. p.a.) budgetiert worden, siehe CBO (2008). 
53

  Der FHTF wird zu zwei Dritteln durch die Benzinsteuer (18,4 cts pro Gallone), zu 

einem Viertel durch die Dieselsteuer (24,3 cts pro Gallone), durch einige kleinere 

Steuern auf Gas, Reifen und Nutzfahrzeuge sowie durch Zuschüsse aus dem 

Bundeshaushalt gespeist. Im Haushaltsjahr 2010 werden nur noch Einnahmen in 

Höhe von USD 35 Mrd. erwartet. Der Löwenanteil des Zweckvermögens wird für 

den Fernstraßenbau verwendet, ein kleiner Anteil für den Personenverkehr auf der 

Schiene, siehe FHA (2008), S. 32ff. 
54

  Siehe zuletzt 2009 mit dem Public Law 111-46, in Kraft getreten am 7. August 

2009. 
55

  Angaben nach Puentes (2008), S. 39. 
56

  Politico (2009). 
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Integrierte Infrastrukturplanung  

erforderlich 

Schwerpunktinvestitionen in  

Ballungsräumen notwendig 

Das Land der Eisenbahnrevolution 

meidet die Schiene 

Verkehrsexperten empfahlen Aufbau 

eines nationalen Hochgeschwindig-

keitsnetzes 

Planerische Defizite
57

 

Einigkeit unter Experten besteht zudem darüber, dass diese Ausga-

benniveaus der öffentlichen Hand unzureichend sind und darüber 

hinaus einer besseren planerischen Grundlage bedürften. Neben 

hohen Erhaltungsinvestitionen wäre eine bessere Integration der 

Verkehrswegeplanung mit städtebaulichen Rahmenbedingungen, 

regionalen Schwerpunkten
58

 und dem Umweltschutz bzw. anderen 

Umwelt- und Sozialbelangen (Lärmbelästigung, Verkehrssicherheit 

etc.) erforderlich. Der Transportsektor hatte 2005 immerhin einen 

Anteil von 33% an allen Treibhausgasemissionen der USA. Zudem 

müsste die städtische Infrastruktur (inklusive der Ballungsräume) 

explizit durch Bundesprogramme und Leistungsvorgaben des Bun-

des bevorzugt werden, da bereits heute 72% der Seefracht, 79% 

der Luftfracht, 92% des Personenluftverkehrs und 93% des Schie-

nenverkehrs auf Ballungsräume entfällt. Doch all diese Planungsde-

fizite würden eine explizite, zwischen Bund, Einzelstaaten und Ge-

meinden neu austarierte Rollenverteilung erfordern, die wohl ohne 

klare Programmvorgabe für den Einsatz von Bundesmitteln kaum zu 

bewerkstelligen wäre, aber angesichts des stark territorial geprägten 

politischen Systems wiederum nur schwer auf den Weg zu bringen 

sein dürfte. Schließlich müsste der Kongress die gesetzlichen 

Grundlagen neu festlegen. 

Auch sollte sich die Politik nicht damit abfinden, dass 96% des Per-

sonenverkehrs (4,5 Billionen Kilometer in 2005) auf den Individual-

verkehr entfällt, der durchschnittliche Amerikaner heute pro Tag 75 

Minuten im Auto zubringt und die Zahl der Personen-Fahrten von 

neun Milliarden in 2005 auf 18 Milliarden in 2055 anwachsen dürfte, 

mithin die Probleme sich dramatisch verschärfen würden. 

Schienenverkehr mit besserer Lage 

Im Bereich der Schiene ist die Lage differenziert zu beurteilen. Die 

öffentlichen Ausgaben für Schienenverkehr und ÖPNV haben nur 

einen Anteil von 20% an den Verkehrswegeausgaben. Umstritten 

ist, ob und wie der Intercity-Schienenverkehr wirtschaftlich tragfähig 

gestaltet und ausgebaut werden kann. Amtrak als wichtigstes  

Unternehmen fährt einen jährlichen Verlust in Höhe von rund 

USD 2 Mrd. ein, die von den zum Teil öffentlichen Eigentümern ge-

tragen werden müssen. Während Skeptiker auf die geographischen 

Verhältnisse verweisen und betonen, dass die Schiene im Vergleich 

zu Flugzeug kaum Chancen auf der Mittelstrecke habe und an den 

wenigen Küstenverbindungen und den Verbindungen zwischen Bal-

lungsräumen bereits eingesetzt sei, denken Befürworter, dass nur 

durch eine Verkehrsverlagerung von Luft und Straße auf die Schie-

ne infolge neuer Hochgeschwindigkeitsstrecken v.a. zwischen der 

Ostküste, den Great Lakes-Staaten und dem demografisch wie wirt-

schaftlich aufstrebenden Südosten die erheblichen Verkehrs- und 

Emissionsprobleme der nächsten Jahrzehnte behoben werden kön-

nen. Experten halten auch den Ausbau eines nationalen Schienen-

netzes zwischen Siedlungszentren mit nicht mehr als 500 Meilen 

Abstand über drei bis vier Jahrzehnte für erforderlich, da der Ener-

gieverbrauch pro km und Kopf um 20% niedriger liegt als bei Flug-

zeugen oder Autos.
59

 Zudem besteht auch in diesem Bereich die 

                                                      
57

  Siehe Puentes (2008) und (2009). 
58

  Mehr als die Hälfte des Bevölkerungswachstums wird in den nächsten beiden 

Jahrzehnten auf Florida, Kalifornien, Texas, Arizona, North Carolina und Georgia 

entfallen. 
59

  National Surface Transportation Policy and Revenue Study Commission (2007), 

Bd. 1, S. 25-27. 

 

Verteilung der Verkehrs-

ströme auf Träger 

 
  

Passagier- 
Meilen 

(Mrd.), 2005 

In Pro-
zent 

  

 
Gesamt 4.540,3   100   

 
Auto 4.366,2   96,2   

 
ÖPNV 47,1   1   

 

Intercity-
Personenzüge 5,5   0,1   

 
Intercity-Busse 17,1   0,4   

 
Andere Busse 104,4   2,3   

Quelle: National Surface Transportation Policy and 
Revenue Study Commission (2007) 5 
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Ballungsräume brauchen bessere 

Versorgung  

Schienenfrachtverkehr funktioniert 

gut  

Hohe Erhaltungsinvestitionen in 

Wasserwirtschaft notwendig 

Konjunkturpaket enthielt ca.  

USD 30 Mrd. an Verkehrswege- 

ausgaben 

Vergabemodus wurde zunächst  

beibehalten 

Integrierte Politik findet politische 

Unterstützung 

Notwendigkeit, die Ballungsräume besser zu versorgen und in be-

sonderen Engpasskorridoren zusätzliche Kapazität zu schaffen. 

Im Schienenfrachtverkehr sieht es dagegen anders aus. Der Teil-

sektor wurde 1980 liberalisiert, die Unternehmen arbeiten durch-

weg profitabel und investieren ausreichend in die Erhaltung und die 

Ausweitung der Kapazitäten. Vor allem die Bewältigung von Impor-

ten aus Asien hatte lange eine Wachstumsdynamik ausgelöst. 

Wasser und Abwasser 

Im Bereich der Wasserwirtschaft erwarten die Experten, dass vor 

allem höhere Erhaltungsinvestitionen die zunehmend schwächelnde 

Qualität des Leitungssystems aufhalten könnten und daher auch 

wirtschaftlich angemessen wären, weil sich die Wasserverluste da-

mit deutlich begrenzen ließen. Der Bund fördert seit 2007 kommu-

nale Investitionen in diesem Bereich. Regierungsschätzungen se-

hen jedoch größere Investitionsdefizite in der nahen Zukunft. Die 

EPA schätzt, dass rd. USD 277 Mrd. über 20 Jahre erforderlich wer-

den. Auch CBO hält Investitionen zwischen USD 30 Mrd. und 

USD 47 Mrd. p.a. zwischen 2000 und 2019 für erforderlich und da-

mit mehr als die USD 28 Mrd. in 2004. 

Auch im Bereich der Abwasserentsorgung sind Investitionen in die 

Modernisierung und Erweiterung der Systeme im Volumen von einer 

halben Billion US-Dollar erforderlich. Bislang liegt die Investitionstä-

tigkeit jedoch nur auf dem halben Niveau. 

Eine integrierte Infrastrukturpolitik? 

Angesichts der kurzfristigen Probleme und der langfristig erforderli-

chen hohen Investitionen in die Infrastruktur hat die Wahlkampfde-

batte über eine Erneuerung der US-Infrastruktur sehr wohl ihre Be-

rechtigung gehabt. Was ist seither geschehen? 

Im Konjunkturpaket des US-Kongresses finden sich einige „Anzah-

lungen“ auf die Modernisierung der Infrastruktur in Amerika. So sind 

insgesamt USD 80,9 Mrd. für Infrastrukturausgaben und davon ins-

gesamt USD 53 Mrd. für Verkehrszwecke vorgesehen, von denen 

USD 27,5 für Straßen und Brücken, USD 8 Mrd. für neue Intercity-

Schienenstrecken und USD 1,3 Mrd. für Amtrak, USD 6,9 Mrd. für 

neue Fahrzeuge und Ausrüstungen im ÖPNV und eine niedrige 

Milliardensumme für Verkehrssicherheitsmaßnahmen bestimmt 

sind. USD 6 Mrd. stehen für Wasser- und Abwasserprojekte bereit. 

Allerdings konnte in der Eile der Gesetzgebung nicht auch noch 

gleich der Vergabemodus reformiert werden. Der Verkehrswegebau 

wurde in klassischen Silostrukturen belassen, um eine möglichst 

rasche Bewältigung sicherzustellen. Nur Mittel, die innerhalb eines 

Jahres abgerufen sind, verfallen nicht. Zudem wurden die Förder-

mittel für die öffentlichen Verkehrsträger nur für die Kapitalkosten 

vorgesehen, nicht aber für die nachfolgenden operativen Kosten, die 

ein wesentliches Investitionshindernis darstellen.  

Insofern konnten die von der Brookings Institution entwickelten 

Ideen,
60

 eine integrierte Infrastrukturpolitik, bislang noch nicht prak-

tisch berücksichtigt werden. Gleichwohl spielt dies in der Administra-

tion wie im Kongress eine wichtige Rolle. Dieser Politikwechsel wird 

u.a. auch von den Gouverneuren Rendell (Pennsylvania) und 

Schwarzenegger (Kalifornien) und Bürgermeister Bloomberg (Stadt 

New York) in der Building America’s Future-Koalition vorangetrieben. 

Eine größere Rolle des Bundes könnte insbesondere in der Finan-

                                                      
60

  Siehe die vom Metropolitan Policy Program vorgelegten Studien, u.a. Puentes 

(2008) und Katz (2009). 
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Re-Investitionsbank für Infrastruktur 

geplant 

Reform vor oder nach den Mid-term-

Wahlen: Das ist hier die Frage 

Gesetzentwurf von Oberstar liegt vor 

Wichtige Weichenstellungen  

enthalten 

zierung der öffentlichen Verkehrsträger in Ballungsräumen möglich 

werden; die Aufrechterhaltung und Ausweitung des nationalen Auto-

bahn- und Schienennetzes wird ebenfalls nicht ohne Bundespolitik 

und -mittel möglich sein. 

Die Administration will auch die nationale Re-Investitionsbank für 

Infrastruktur mit einem ähnlichen Zuschnitt wie die KfW bzw. die EIB 

auf den Weg bringen. Bislang gab es gegen entsprechende Vor-

schläge bzw. Gesetzentwürfe Widerstände aus den kleineren Staa-

ten sowie aus dem Kongress selbst, der einen Teil der Kontrolle 

über die Investitionstätigkeit an diese Bank delegieren müsste.  

Konflikt zwischen den beiden Enden der Penn Ave 

Administration und Kongress sind jedoch über die Infrastrukturpolitik 

in heftigen Streit geraten. Präsident Obama und Transportminister 

LaHood bevorzugen eine Verlängerung der herkömmlichen Ver-

kehrswegefinanzierung bis Ende März 2011. Die Administration 

könnte im alten Rahmen stärker auf die Belange der Ballungszen-

tren eingehen und föderale Ausgaben an Kosten-Nutzen-Analysen 

ex ante knüpfen. Vor allem will man erst nach den Mid-term-Wahlen 

2010 die langfristigen Fragen klären, wohl hauptsächlich deshalb, 

weil die Investitionslücken nicht ohne höhere Einnahmen beseitigt 

werden können und eine Diskussion und Entscheidung über Steuer- 

oder Gebührenerhöhungen im Wahlkampf politisch schädlich wären. 

Der Transport- und Infrastrukturausschuss des Repräsentantenhau-

ses unter Vorsitz von James L. Oberstar (D., Minnesota) hat dage-

gen bereits im Juni 2009 einen umfassenden Gesetzentwurf zur 

Neuregelung der Verkehrsprogramme und -finanzierung vorgelegt.
61 

Der Entwurf würde ein Sechs-Jahres-Budget in Höhe von 

USD 500 Mrd. vorsehen, USD 337 Mrd. für Straßen und Brücken, 

USD 100 Mrd. für den ÖPNV, darunter USD 50 Mrd. für ein Anti-

Stau-Programm für die Ballungsräume, USD 25 Mrd. für verbesser-

te Frachtsysteme und USD 50 Mrd. für neue Hochgeschwindigkeits-

Intercitystrecken
62

;
 
insgesamt gesehen eine Aufstockung um 

USD 75 Mrd. über den gegenwärtigen Ausgaben. Das Transportmi-

nisterium würde zudem instruiert, eine integrierte intermodale Pla-

nung für die gesamten USA zu betreiben und die Programmvielfalt 

von SAFETEA-LU von 108 Einzelprogrammen auf etwas über 30 

zusammenzustreichen. Darüber hinaus würde eine Prioritätenset-

zung vom Ministerium vorgenommen werden, mit Strategien für 

Sechs-Jahres-Ausgaben und einer Erfolgskontrolle anhand festge-

legter Kriterien. Die Planung von Einzelstaaten und Gemeinden 

wären ähnlich auf Vordermann zu bringen. Auch die Schaffung der 

von Obama favorisierten Re-Investitionsbank ist enthalten. Der Ge-

setzentwurf greift zahlreiche Empfehlungen der Verkehrskommissi-

onen auf. Oberstar hatte in einer Stellungnahme vor einem Aus-

schuss auch zahlreiche weitere Finanzierungsoptionen diskutiert.
63

 

Oberstar hatte bereits im Juli in einem Schreiben der demokrati-

schen Ausschussmitglieder an den Präsidenten darauf hingewiesen, 

dass man im Kongress nun drei Jahre an einem Gesetzentwurf 

gearbeitet und die wesentlichen Petiten des Wahlkampfs von Oba-

ma berücksichtigt habe. Daher sei keine politische Überbrückungs-

zeit erforderlich.
64

 Im Senat war jedoch in den vier zuständigen Aus-

schüssen keine Einigung erzielt worden, weshalb Ende September 

                                                      
61

  Committee on Transport and Infrastructure (2009). 
62

  Nur die Strecke Boston-Washington, D.C., die von Amtrak betrieben wird, qualifi-

ziert als Hochgeschwindigkeitsstrecke in den USA. 
63

  Oberstar (2009a). 
64

  Oberstar (2009b). 
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Bedeutung für Wachstum und  

Umwelt ist hoch 

ein Gesetzentwurf für eine Übergangszeit der Budgetierung bis 

2015 mit einer Zwischenfinanzierung in Höhe von USD 13 Mrd. auf 

den Weg gebracht wurde.  

Ohne eine grundlegende Überarbeitung der nationalen Infrastruk-

turpolitik werden sich erhebliche Probleme für das wirtschaftliche 

Wachstum, die Wohlfahrt und die Umweltbelastung allein schon 

durch das Bevölkerungswachstum ergeben. Hinzu kommen die mit 

wachsendem Einkommen ansteigende Mobilität, die indirekten Kos-

ten überlasteter Systeme und das Risiko erhöhter gesundheitlicher 

Schäden. Bislang ist noch nicht erkennbar, wie die Infrastrukturpoli-

tik gestaltet werden wird und wie die dringenden Finanzierungsprob-

leme angegangen werden sollen. Klar ist allen Beteiligten in der 

Verkehrspolitik, dass die Nachfrage durch bessere Preissetzung 

gedämpft und die Finanzierung stärker auf Nutzergebühren umge-

stellt werden muss. Auch eine Auslagerung eines gewissen Anteils 

der Finanzierung aus den staatlichen Budgets auf eine Re-Investi-

tionsbank, die privates Kapital mobilisieren kann, ist erforderlich. 

Gleichwohl werden Ausgabensteigerungen der öffentlichen Haushal-

te ebenfalls notwendig werden, um den Investitionsstau aufzulösen. 

Angesichts der erheblichen fiskalischen Probleme, vor denen sich 

der Bund wie die Einzelstaaten in den USA in den nächsten zehn 

Jahren gestellt sehen, laufen die USA auf eine krasse Unterfinanzie-

rung von Infrastrukturinvestitionen zu. Gleichwohl verbleibt etwas 

Raum für Optimismus: Insbesondere die Strukturen und Verhal-

tensweisen im Verkehrswesen sind oftmals derart ineffizient, dass 

große Reformspielräume bestehen. Dies beginnt bei der Preisset-

zung für den Individualverkehr, dem Angebot an öffentlichem Nah- 

und Fernverkehr, der Koordinierung zwischen Flächennutzungs- 

und Verkehrsplanung und endet bei der Integration des Verkehrs-

wesens in die allgemeine Klimapolitik. Gerade im deutsch-amerika-

nischen Vergleich liegen die Reformchancen in diesen Punkten auf 

der Hand.
65

 

Klaus Deutsch (+49 30 3407-3682, klaus.deutsch@db.com) 
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  Siehe die exzellente vergleichende Analyse in Bühler et al. (2009). 
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